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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Das BFS soll künftig den einheitlichen internationalen Identifikator für an den
Finanzmärkten teilnehmende Einheiten LEI ("Legal Entity Identifier") vergeben können.
Der Bundesrat verabschiedete im Dezember 2016 eine entsprechende Botschaft für
eine Revision des Bundesgesetzes über die Unternehmens-Identifikationsnummer
(UID). Dabei soll in einem ersten Schritt den Finanztransaktionen vornehmenden
Rechtseinheiten analog zur UID ein einheitlicher Identifikator zugewiesen werden. Als
weiteres Ziel wird eine konsolidierte Datenbank angestrebt, mit deren Hilfe die
Finanzbeziehungen zwischen den Einheiten aufgezeigt und potenzielle Risiken
analysiert werden können. Bis jetzt kommt der LEI in der Schweiz bei Meldepflichten im
Derivatehandel gemäss dem am 1. Januar 2016 in Kraft getretenen FinfraG zum Einsatz.
Schweizer Unternehmen mussten den Identifikator bisher jedoch im Ausland
anfordern. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2016
KARIN FRICK

In der Frühjahrssession 2017 behandelte der Nationalrat als Erstrat die Revision des
Bundesgesetzes über die Unternehmens-Identifikationsnummer (UID). Dem BFS soll
damit die Kompetenz gegeben werden, neben der inländischen UID auch den
internationalen „legal entity identifier“ (LEI) zu vergeben. Der Entwurf des Bundesrates
stiess in allen Punkten auf breite Unterstützung. Der Rat folgte mit grosser Mehrheit
den einzigen zwei Änderungsanträgen seiner Kommissionsmehrheit und ergänzte die
Vorlage an zwei Stellen dahingehend, dass der LEI von den Unternehmen (sog. UID-
Einheiten) ausdrücklich beantragt werden muss. Dieses Vorgehen war vom Bundesrat
ohnehin so vorgesehen worden, kam aber nach Meinung des Nationalrates im
Gesetzesentwurf zu wenig deutlich zum Ausdruck. Einstimmig schickte die grosse
Kammer die Vorlage an den Ständerat. Dieser stimmte der ersten Ergänzung des
Nationalrates zu, die bekräftigt, dass das BFS einem Unternehmen nur auf Verlangen
einen LEI zuweist. Die zweite von der grossen Kammer vorgenommene Anpassung sah
der Ständerat jedoch als missverständlich, da die Ergänzung an jener Stelle den
Eindruck erwecken könne, der LEI könne auch anders als auf Verlangen der
Unternehmen zugeteilt werden. Eine solche Möglichkeit besteht jedoch nicht, weshalb
der Ständerat diese Änderung verwarf und den Entwurf dann ebenfalls einstimmig
guthiess. In der Schlussabstimmung im Sommer 2017 wurde das revidierte Gesetz vom
Nationalrat mit einer Gegenstimme (Grunder, bdp, BE) und vom Ständerat einstimmig
angenommen. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2017
KARIN FRICK

Kriminalität

Im Januar gab der Bundesrat den Vorentwurf für eine Ausweitung der Bestimmungen
gegen die Geldwäscherei auf den ganzen Finanzsektor in die Vernehmlassung. Dem
neuen Gesetz sollen nicht nur wie bisher Banken unterstellt sein, sondern alle im
Finanzmarkt tätigen Akteure, also auch Versicherungen, PTT, Treuhänder, Anwälte und
andere mit Finanzierungs- und Kreditgeschäften befasste Personen und Firmen.
Vorgesehen ist eine Identifizierungspflicht für Kunden (bei Bargeschäften ab CHF
25'000) und die Abklärung der wirtschaftlichen Hintergründe und des Zwecks der
Transaktion bei Anzeichen von verdächtigen Handlungen. Bei Gewissheit oder
begründetem Verdacht soll eine Meldepflicht eingeführt werden.
Die Reaktionen auf den Vorschlag des Bundesrates fielen überwiegend negativ aus.
Keinen dringenden Handlungsbedarf konnten die ins Visier genommenen Treuhänder
ausmachen. Für die Banken ist zwar ein solcher durchaus gegeben, die neuen Regeln
würden aber ihrer Ansicht nach die bestehenden Normen konkurrenzieren und zu
Ungereimtheiten führen. Die vorgesehene Meldepflicht bei verdächtigen Transaktionen
lehnten sie, wie übrigens auch die FDP und die SVP, ab. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.01.1994
HANS HIRTER
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Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Anfang November 2023 verkündete der Bundesrat, ein Verhandlungsmandat mit der EU
auszuarbeiten. Bis Ende 2023 werde er über die Annahme des Mandats sowie über die
Konsultation der beiden aussenpolitischen Kommissionen und der Kantone befinden.
Seit April 2022 hatte der Bundesrat mit der EU Sondierungsgespräche über alle
Bestandteile des so genannten Paketansatzes geführt. Dieser Ansatz umfasst gemäss
Medienmitteilung zum einen neue Abkommen in den Bereichen Strom,
Lebensmittelsicherheit sowie Gesundheit. Zum anderen gehe es dem Bundesrat aber
auch um die Teilnahme an EU-Programmen – und hier vor allem um die Vollassoziierung
an das EU-Forschungsprogramm Horizon Europe –, um den Regulierungsdialog im
Finanzbereich sowie um die Etablierung eines strukturierten politischen Dialogs.
Schliesslich beinhalte der Paketansatz auch die Aufnahme institutioneller Lösungen für
die bestehenden Marktzugangsabkommen, Regeln für staatliche Beihilfen sowie die
regelmässige Zahlung der Schweiz an ausgewählte EU-Mitgliedsstaaten (so genannte
Kohäsionsmilliarde). Gleichzeitig hatte der Bundesrat in den letzten Monaten intensive
Gespräche mit den Kantonen, den Sozialpartnern sowie mit Vertreterinnen und
Vertretern der Wirtschaft geführt. Hierbei hätten in vielen Punkten bereits Lösungen
gefunden werden können, bei anderen Themen würden die Gespräche fortgesetzt, so
der Bundesrat.
Die Medien reagierten mit einiger Zurückhaltung auf die Nachricht der Regierung. Das
grüne Licht zur Ausarbeitung eines Verhandlungsmandats sei lediglich ein erster kleiner
Schritt, wurde argumentiert. Der mediale Tenor lautete, dass die Verhandlungen mit der
EU sehr schwierig würden, ausserdem gelte es danach noch das Parlament sowie
allenfalls die Stimmbevölkerung vom Ergebnis der Verhandlungen zu überzeugen. Dabei
meldeten sich auch die Sozialpartner zu Wort: Während SGB-Präsident Pierre-Yves
Maillard (sp, VD) seitens der Gewerkschaften kritisierte, dass allen voran der Lohnschutz
in den Sondierungsgesprächen zwischen der Schweiz und der EU zu kurz gekommen sei,
zeigten sich der SAV sowie Vertretende der Wirtschaft, wie etwa Economiesuisse und
der SGV, erfreut über den Beschluss des Bundesrates. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.11.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Les chambres fédérales ont approuvé l’octroi d’un crédit-cadre à hauteur de 10
milliards de francs pour la poursuite de l’aide monétaire internationale. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2012
EMILIA PASQUIER

Zwischenstaatliche Beziehungen

La Suisse a passé un accord « Rubik » avec l’Autriche au sujet de la coopération en
matière de fiscalité et de marché financiers. Cet accord a été quelque peu mis en péril
par le lancement d’un référendum organisé par l’ASIN, mais ce dernier n’a pas réussi à
réunir le nombre de signatures nécessaires. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2012
EMILIA PASQUIER

Sur le plan diplomatique, la longue recherche d’un compromis en matière de fiscalité et
de marchés financiers a créé de vives tensions avec l’Allemagne. Un compromis entre
les deux pays a été atteint grâce à l’accord « Rubik », entériné par le parlement au
printemps. Cependant, dans la foulée de son initiative « La parole au peuple ! », l’ASIN a
lancé un référendum contre cet accord qui n’a pas abouti. Les tensions entre la Suisse
et son voisin allemand ne se sont pourtant pas apaisées. En effet, elles ont atteint leur
apogée lorsqu’au printemps, le parti social-démocrate allemand s’est opposé à
l’accord fiscal, et surtout en raison du mandat d’arrêt international délivré par la Suisse
contre trois inspecteurs du fisc allemand. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2012
EMILIA PASQUIER

La Suisse a conclu un accord avec le Royaume-Uni au sujet de la coopération en
matière de fiscalité et de marchés financiers. Un référendum a été lancé par l’ASIN
contre cet accord. Il n’a cependant pas réussi à réunir suffisamment de signatures dans
le temps imparti. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2012
EMILIA PASQUIER
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Im November publizierte der Bundesrat seine Botschaft zur Änderung des
Markenschutzgesetzes und zu einem neuen Bundesgesetz über den Schutz des
Schweizerwappens und anderer öffentlicher Zeichen (so genannte Swissness-Vorlage).
Die Herkunftsbezeichnung Schweiz (und die damit oft in Zusammenhang gebrachten
Charakteristiken wie Qualität, Zuverlässigkeit etc.) erwirkt nach Ansicht des
Bundesrates für eine Vielzahl von Produkten einen Mehrwert im internationalen
Wettbewerb. Da die Marke Schweiz aber bisher kaum oder gar nicht definiert ist, wird
sie auch von Anbietern verwendet, deren Produkte wenig bis gar keinen Zusammenhang
mit der Schweiz haben. Dasselbe gilt auch für die Verwendung des schweizerischen
Wappens. Die angestrebte genaue Definition der Herkunft einer Ware oder
Dienstleistung ist allerdings in der heutigen globalisierten und hoch arbeitsteiligen
Wirtschaft alles andere als einfach. Der Bundesrat schlug vor, bei unverarbeiteten
Naturprodukten (Metalle, Lebensmittel) den Ort der Gewinnung (Erzmine, Ernteort) als
einziges Kriterium zuzulassen. Bei verarbeiteten Produkten wird hingegen von einem
Mindestanteil des Wertzuwachses ausgegangen. Für die verarbeiteten Naturprodukte
müssen mindestens 80% des Gewichts der Rohstoffe oder der Zutaten, aus denen sich
das Produkt zusammensetzt, aus dem Inland stammen. Bei industriellen Erzeugnissen
müssen mindestens 60% der Herstellungskosten des Produkts in der Schweiz anfallen.
Dabei dürfen die Forschungs- und Entwicklungskosten berücksichtigt werden, nicht
hingegen die Vermarktungs- und Servicekosten. Ausnahmen von dieser Regelung sind
aber in bestimmten Fällen zugelassen. So etwa bei verarbeiteten Produkten, deren
hauptsächliche Rohstoffe in der Schweiz nicht oder nur in ungenügenden Mengen
vorkommen (z.B. Kakao für die Schokoladeherstellung oder Seide für Textilien).
Erforderlich ist in diesen Fällen aber, dass das Produkt erst durch die Verarbeitung
seine besondere Eigenschaft erhält (z.B. Verarbeitung von Milch zu Käse oder
Metallteilen zu einer Uhr). Die geschützte Herkunftsangabe kann auch für
Dienstleistungen beansprucht werden. Ein Unternehmen muss dafür aber nicht nur
eine Postadresse, sondern ein Zentrum der tatsächlichen Verwaltung in der Schweiz
haben. Einige schweizerische Produzenten reagierten auf die Vorschläge negativ und
bezeichneten die postulierten Grenzwerte als zu anspruchsvoll. Für die
Konsumentenorganisationen gingen demgegenüber die Ausnahmeregelungen bei
Produkten, deren Hauptkomponenten in der Schweiz knapp sind, zu weit (als mögliches
negatives Beispiel wurde die Verwendung von brasilianischem Rindfleisch zur
Produktion von schweizerischem Bündner Trockenfleisch erwähnt).

Das neue Bundesgesetz über den Schutz des Schweizerwappens und anderer
öffentlicher Zeichen führt eine klar definierte Unterscheidung ein: Das Wappen
(Schweizerkreuz in einem Wappenschild) der Eidgenossenschaft darf grundsätzlich nur
noch von dieser selbst oder von ihren Einheiten verwendet werden. Den wenigen
Firmen, die das Schweizerwappen seit Jahrzehnten für Waren und Dienstleistungen aus
der Schweiz verwenden, kann das EJPD ein Weiterbenutzungsrecht erteilen. Die
Schweizerfahne und das Schweizerkreuz hingegen dürfen künftig von allen Herstellern
von Produkten und Anbietern von Dienstleistungen verwendet werden, welche die
Voraussetzungen zur Verwendung der Markenbezeichnung «Schweiz» erfüllen. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.11.2009
HANS HIRTER

Obschon sich das Parlament bis Ende des Berichtsjahrs noch nicht mit der Swissness-
Vorlage beschäftigt hat, wurde die Ende 2009 vom Bundesrat vorgelegte Botschaft in
den Medien häufig thematisiert. Kritik wurde insbesondere aus der Lebensmittel- und
Uhrenbranche laut. Aber auch Unternehmen des Detailhandels sorgten sich um ihre
Wettbewerbsfähigkeit. Vorbehalte wurden v.a. in Bezug auf die vorgesehene
Ausgestaltung des Rohstoff- und des Wertschöpfungskriteriums laut. Ersteres
bestimmt, dass grundsätzlich 80% des Rohstoffgewichts eines Nahrungsmittels
schweizerischer Provenienz sein muss, um unter Schweizer Herkunftsangabe
vermarktet werden zu können (Ausnahmen gelten für Rohstoffe, die in der Schweiz
nicht, oder vorübergehend nicht in genügender Menge, vorkommen). Für die
industriellen Produkte soll die analoge Regel einer mindestens sechzigprozentigen
Wertschöpfung gelten. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.10.2010
SUZANNE SCHÄR
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Im Berichtsjahr setzte sich das eidgenössische Parlament auf intensive Art und Weise
mit der Swissness-Vorlage auseinander. Die entsprechende Botschaft hatte der
Bundesrat bereits im Jahr 2009 verabschiedet. Die Landesregierung hatte sich mit
diesem Geschäft zum Ziel gesetzt, die « Marke Schweiz », deren Mehrwert gemäss
Schätzungen rund 5,8 Milliarden Franken pro Jahr betrug, langfristig zu erhalten und
ihre Stellung zu sichern. Dazu sollte das Bundesgesetz über den Schutz von Marken und
Herkunftsangaben (Markenschutzgesetz) geändert und das Bundesgesetz über den
Schutz des Schweizerwappens und anderer öffentlicher Zeichen (Wappenschutzgesetz)
totalrevidiert werden. Im Rahmen des Markenschutzgesetzes schlug der Bundesrat vor,
neue Kriterien zur präziseren Bestimmung der geographischen Herkunft eines Produkts
zu verankern. Was deren Bestimmung betraf, beantragte er eine Unterteilung in drei
Kategorien: Naturprodukte, verarbeitete Naturprodukte und andere Produkte, wobei in
der letztgenannten Kategorie Industrieprodukte im Vordergrund standen. Um die
missbräuchliche Verwendung von « Swiss made » durch ausländische Unternehmen zu
bekämpfen, sah die Vorlage ausserdem ein Register für geographische Markenangaben
sowie die Schaffung eines Schweizer Schutztitels vor. Mit der Revision des
Wappenschutzgesetzes bezweckte der Bundesrat die Unterscheidung zwischen dem
Schutz des Wappens der Eidgenossenschaft (Schweizerkreuz in einem Wappenschild)
einerseits und der Schweizer Fahne und des Schweizerkreuzes andererseits. Während
das Wappen der ausschliesslichen Verwendung durch die Eidgenossenschaft
vorbehalten blieb, sollten die Schweizer Fahne und das Schweizerkreuz auch auf
Produkten von jenen Unternehmen angebracht werden dürfen, welche die zu
bestimmenden Herkunftskriterien der « Marke Schweiz » erfüllten In der
Frühlingsession befasste sich der Nationalrat als Erstrat mit der Swissness-Vorlage.
Während mit dem Schutz der « Marke Schweiz » die Hauptzielsetzung unbestritten war,
entbrannte eine heftige Debatte über die genauen Kriterien, die zur Anwendung
gelangen sollten, damit ein bestimmtes Produkt in den Genuss der geographischen
Herkunftsbezeichnung kam. Der bundesrätliche Entwurf erfuhr eine gewichtige
Differenzierung. In Abweichung zum Bundesrat, der bei den verarbeitenden
Naturprodukten einen einheimischen Anteil von mindestens 80 Prozent des
Rohstoffgewichts vorschlug, beschloss der Nationalrat, zwischen stark und schwach
verarbeiteten Lebensmitteln zu unterscheiden. Bei stark verarbeiteten Lebensmitteln
sollten 60 Prozent der Rohstoffe aus der Schweiz stammen und 60 Prozent der
Herstellungskosten in der Schweiz anfallen. Bei wenig verarbeiteten Lebensmitteln
sollte dagegen eine entsprechende 80-Prozent-Regel gelten. Von diesen
Anforderungen ausgeschlossen wurden Rohstoffe, die nicht in der Schweiz produziert
werden konnten (z. B. Kakao) oder temporär nicht zur Verfügung standen. Ausserdem
folgte die grosse Kammer dem Bundesrat in Bezug auf die Restkategorie. Demnach
mussten bei industriellen und anderen Produkten mindestens 60 Prozent der
Herstellungskosten (inklusive Forschung und Entwicklung) in der Schweiz anfallen. Diese
Lösung setzte sich mit 96 zu 84 Stimmen gegenüber einem Anteil von 50 Prozent durch,
welcher namentlich von den Vertretern der exportierenden Industrie bevorzugt wurde.
Aufgrund von zahlreichen Einzelanträgen wurde die Swissness-Vorlage im Ständerat
nicht wie geplant in der Herbst-, sondern erst in der Wintersession beraten. Nach dem
Nationalrat sprach sich auch die kleine Kammer für einen besseren Schutz der « Marke
Schweiz » aus. Der Ständerat wich jedoch in zwei wichtigen Punkten vom Nationalrat
ab. Was die industriellen Produkte betraf, setzte sich mit 24 zu 18 Stimmen die tiefere
50-Prozent-Hürde durch. Bei den verarbeiteten Naturprodukten verwarf der Ständerat
die Unterscheidung zwischen stark und schwach verarbeiteten Lebensmitteln. Eine
Mehrheit von 29 zu 13 Stimmen erachtete die Anwendung der vom Nationalrat
beschlossenen Differenzierung als zu kompliziert. In Übereinstimmung mit dem
bundesrätlichen Vorschlag sollten bei allen verarbeiteten Produkten mindestens 80
Prozent der Rohstoffe aus der Schweiz stammen. Zur Differenzbereinigung ging die
Swissness-Vorlage zurück an den Erstrat. Das Geschäft wurde im Nationalrat auf die
Frühjahrssession 2013 traktandiert. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2012
LAURENT BERNHARD

Der Nationalrat setzte sich in der Frühjahrssession erneut mit der Swissness-Vorlage
auseinander. Im Vordergrund der Differenzbereinigung des Markenschutzgesetzes
standen die genauen Kriterien, die zur Anwendung gelangen sollten, damit bestimmte
Produkte in den Genuss der geographischen Herkunftsbezeichnung kamen. Im Bereich
der Lebensmittel räumte die grosse Kammer eine gewichtige Differenz aus, indem sie
auf die Linie des Ständerats einschwenkte: Mit einer Mehrheit von 107 zu 80 Stimmen
entschied der Nationalrat, dass mindestens 80 Prozent des Rohstoffgewichts aus der
Schweiz stammen musste, damit Lebensmittel als Schweizer Produkte galten.
Ausgenommen von dieser Regelung waren Rohstoffe, die nicht in der Schweiz
produziert werden konnten (z. B. Kakao) oder temporär nicht zur Verfügung standen.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.06.2013
LAURENT BERNHARD
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Somit verabschiedete sich der Nationalrat von seinem im Vorjahr beschlossenen
Modell, das von der verarbeitenden Nahrungsmittelindustrie bevorzugt wurde. Dieses
sah eine Unterscheidung zwischen wenig und stark verarbeiteten Lebensmitteln vor,
wobei für Letztere ein Mindestanteil von lediglich 60 Prozent vorgesehen war. Für
Aufsehen sorgte eine Sonderregelung in Bezug auf die Milchprodukte. Der Nationalrat
entschied sich mit 128 zu 56 Stimmen, dass diese nur dann als einheimisch gelten
würden, wenn die verwendete Milch ausschliesslich aus der Schweiz stammte. Bei den
Industrieprodukten hielt der Nationalrat an seiner ursprünglichen Forderung nach
einem Schwellenwert von 60 Prozent der Herstellungskosten fest, wobei die Kosten für
Qualitätssicherung und Zertifizierung darin berücksichtigt werden konnten. Der
Ständerat hatte sich im vergangenen Jahr für einen Anteil von 50 Prozent entschieden,
der auch die Forschungs- und Entwicklungskosten einschloss. Diese Schwellenwerte
gaben Anlass zu erbitterten Auseinandersetzungen zwischen den betroffenen
Industriezweigen. So drohte die Fédération horlogère (FH), der Dachverband der
Uhrenindustrie, anfangs März aus der Economiesuisse auszutreten, da sich Letztere für
die weniger strikte Variante von 50 Prozent eingesetzt hatte. In der Sommersession
folgte der Ständerat bezüglich der Industrieprodukte der strikteren Version des
Nationalrats. Mit 22 zu 21 Stimmen kam dieser Entscheid hauchdünn zu Stande. Somit
konnte die letzte bedeutende Differenz bereinigt werden. Zudem sprach sich die kleine
Kammer bei den Milchprodukten in Übereinstimmung mit dem Nationalrat zu Gunsten
der einheimischen Landwirtschaft aus. Demnach mussten 100 Prozent des Rohstoffs
Milch Schweizerischer Herkunft sein. Im Rahmen der Schlussabstimmungen wurde das
Markenschutzgesetz im Nationalrat mit 135 zu 47 und im Ständerat mit 26 zu 13
Stimmen angenommen. Der Schweizerische Gewerbeverband (SGV), der dazu
aufgerufen hatte, die Vorlage abzulehnen, verzichtete darauf, das Referendum zu
ergreifen. Weit weniger umstritten erwies sich mit der Revision des
Wappenschutzgesetzes der zweite Bestandteil der Swissness-Vorlage. Diese bezweckt
eine Legalisierung der Verwendung der Schweizer Fahne und des Schweizerkreuzes auf
Produkten von Unternehmen, welche die im Rahmen des Markenschutzgesetzes
festgelegten Herkunftskriterien erfüllten. In der Schlussabstimmung wurde das
Wappenschutzgesetz im Ständerat einstimmig und im Nationalrat mit nur einer einzigen
Gegenstimme gutgeheissen. 12

In Umsetzung der Änderung des Zolltarifgesetzes gab der Bundesrat im Februar 2022
bekannt, sämtliche Einfuhrzölle auf Industrieprodukte per 1. Januar 2024 aufzuheben.
Betroffen davon sind sämtliche Güter mit Ausnahme von Agrarprodukten und
Lebensmitteln (inkl. landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte und Futtermittel). Von
der Massnahme profitieren sollen Konsumentinnen und Konsumenten dank günstigerer
Importkonsumgüter sowie Schweizer Unternehmen, die damit günstigeren Zugang zu
Vorleistungen aus dem Ausland erhalten und gleichzeitig wettbewerbsfähiger werden
sollten. Die Aufhebung der Industriezölle ermögliche es zudem, das feinteilige und
komplexe Zolltarifnummernsystem (Tariflinien) zu vereinfachen. Unternehmen sowie die
Verwaltung würden durch diese Vereinfachung der Zolltarifstruktur auch administrativ
entlastet, erklärte der Bundesrat. Weiterhin bestehen bleibt hingegen die Pflicht, die
Einfuhren am Zoll anzumelden und die Waren mit den korrekten Zolltarifnummern zu
deklarieren. Die Frist von zwei Jahren bis zur Umsetzung verschaffe Unternehmen und
Verwaltung genügend Zeit für die Umstellung, erklärte der Bundesrat sein Handeln in
der Medienmitteilung weiter. 
Die Aufhebung der Industriezölle war Teil des 2017 vom Bundesrat angekündigten
Massnahmenpakets «Importerleichterungen», mit dem Ziel, Handelshemmnisse
abzubauen und gegen die «Hochpreisinsel Schweiz» vorzugehen. 13
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Gesellschaftsrecht

Aus Unbehagen über einige weitgehend im Versteckten gelaufene unfreundliche
Übernahmeversuche von Industriefirmen durch Investorengruppen verschärfte der
Nationalrat im Rahmen der Beratungen über das Finanzmarktaufsichtsgesetz (Finmag)
die Bestimmungen über die Meldepflichten für den Erwerb von
Stimmrechtsbeteiligungen an einer Aktiengesellschaft im Bundesgesetz über die
Börsen und den Effektenhandel. Er senkte dazu den bisherigen Schwellenwert für die
Meldepflicht an eine Gesellschaft beim Erwerb ihrer Wertpapieren von 5% Kapitalanteil
auf 3% (auch in Deutschland und Grossbritannien liegt die Limite für die Meldepflicht
bei 3%). Zudem führte er neue, ebenfalls meldepflichtige Zwischenwerte von 15% und
25% ein (neben den bestehenden 10, 20, 33.3, 50 und 66.6%). Der Nationalrat weitete
diese Vorschrift ausserdem auch auf den Kauf von Finanzinstrumenten aus, welche zum
Erwerb von Aktien dienen können wie z.B. Optionen. Für diese Massnahmen zum Schutz
von Firmen vor unerwünschten Übernahmen hatte sich vor allem der Unternehmer
Schneider Ammann (fdp, BE) eingesetzt, dagegen kämpfte rund die Hälfte der SVP-
Fraktion, welche in den Investorengruppen, welche Firmen aufkaufen, nichts Negatives
zu erkennen vermochte. Der Ständerat schloss sich dieser Verschärfung der
Meldepflicht an. 14
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Geld, Währung und Kredit

Finanzmarkt

En se basant sur sa stratégie en terme de marchés financiers et sur les
recommandations du 4ème rapport du GAFI, le Conseil fédéral soumet au Parlement un
projet de modification de la loi sur la lutte contre le blanchiment d’argent (LBA). Selon
les remarques du GAFI, le Conseil fédéral a adopté des mesures supplémentaires pour
les conseillers en lien avec les trusts, des mesures sur le négoce de métaux et de
pierres précieux, et des mesures supplémentaires pour les intermédiaires financiers.
De plus, la procédure de consultation a permis d'affiner le projet. Premièrement,
l'obligation de communiquer a été ajoutée aux obligations de diligence et de contrôle
pour les conseillers et conseillères en lien avec des sociétés de domicile ou des trusts.
Deuxièmement, le droit de communiquer a été maintenu. Troisièmement, les
intermédiaires financiers auront la possibilité de terminer une relation d'affaires en cas
de non-réponse du MROS après 40 jours. Quatrièmement, l'autorité de surveillance
pour les métaux précieux sera incarnée par le Bureau central du contrôle des métaux
précieux. La mise en application, si acceptation au Parlement, est prévue pour début
2021 au plus tôt. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
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A l'identique de sa Commission des affaires juridiques (CAJ-CN), le Conseil national a
refusé d'entrer en matière sur le projet de modification de la loi sur la lutte contre le
blanchiment d’argent (LBA). La majorité de la CAJ-CN voulait pas entrer en matière par
13 voix contre 12, alors que la chambre du peuple l'a refusée par 107 voix contre 89.
L'UDC et le PLR ont été rejoints par 27 voix du groupe du centre pour faire pencher la
balance en faveur d'un rejet. Lors des discussions, un point en particulier a freiné le
Conseil national: l'obligation de communiquer pour les conseillers et conseillères, et
donc pour les avocats et avocates. Vincent Maître (pdc, GE), Christian Lüscher (pdc,
PLR), Philipp-Matthias Bregy (pdc, VS) ou encore Barbara Steinemann (udc, ZH), toutes
et tous avocats ou juristes, ont notamment pris la parole pour défendre le secret
professionnel des avocats et avocates. Ils ont également souligné la charge
administrative démesurée qui serait induite par cette révision. A l'opposé, la gauche a
rappelé l'affaire des Panama Papers et souligné l'importance pour la Suisse d'être en
conformité avec les recommandations du Groupe d'action financière (GAFI). 16
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Afin de renforcer la compétitivité de la place financière helvétique et de garder en
Suisse plus de création de valeur, la nouvelle loi sur les placements collectifs offre une
alternative de placement, face aux offres équivalentes étrangères, pour les
investisseurs en Suisse. Pour être précis, les placements collectifs seront réservés aux
investisseurs qualifiés et libérés d'une autorisation de la FINMA mais administrés par
des établissements surveillés par la FINMA. Il s'agit donc d'un nouveau type de fonds en
Suisse, nommé Limited Qualified Investor Fund (L-QIF). La loi a été approuvée par le
Conseil fédéral. Elle sera débattue en chambre au printemps 2021. 17
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Si le Conseil national s'est heurté à l'obligation de communiquer pour les avocats et
avocats – et a consécutivement décidé de ne pas entrer en matière sur la modification
de la loi sur la lutte contre le blanchiment d’argent –, le Conseil des Etats a préféré
biffer cet élément par 30 voix contre 11, et maintenir le cap en entrant en matière sur le
projet de modification. La droite a donc réussi à imposer sa volonté de maintenir le
secret professionnel des avocats et avocates et a estimé qu'une telle suppression
répondait tout de même aux normes internationales préconisées par le Groupe
d'action financière (GAFI). A l'inverse, la gauche et le Conseil fédéral ont indiqué, en
vain, que la mesure ne concernait que les activités dans le cadre de la création ou de la
gestion de sociétés et de trusts, et que l'ensemble des acteurs devraient être soumis à
des règles identiques. 
En outre, la chambre des cantons a également renforcé la notion de «soupçon fondé»
et supprimé les dispositions particulières relatives aux métaux et pierres précieuses,
par 23 voix contre 16. Finalement, le délai de conservation d'information au registre du
commerce a été réduit de 10 à 5 ans afin d'éviter une surcharge bureaucratique. 
Dans l'ensemble, le Conseil des Etats a adopté le projet par 21 voix contre 12 et 6
abstentions. L'objet retourne à la chambre du peuple. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Afin de suivre les recommandations du Groupe d'action financière (GAFI), le Conseil
fédéral a concocté une modification de la loi sur le blanchiment d'argent (LBA). Bien
que la chambre des cantons ait décidé de ne pas soumettre les avocats et avocates à la
LBA, la Commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ-CN) a préconisé un
refus d'entrée en matière par 15 voix contre 9 et 0 abstention. Alors qu'elle reconnaît
l'importance d'une modernisation de la LBA en adéquation avec les recommandations
GAFI, elle estime que le projet soumis au Parlement ne permet ni de protéger les
intérêts helvétiques, ni de répondre aux recommandations GAFI. En chambre, le
Conseil national a décidé de renvoyer l'objet en commission par 189 voix contre 1. Pour
être précis, la chambre du peuple est d'abord entrée en matière sur l'objet par 138 voix
contre 50 (seule l'UDC s'est opposée à l'entrée en matière) puis – sur une proposition
de Yves Nidegger (udc, GE) – a renvoyé l'objet en commission afin d'élaborer un projet
de modification de la LBA «convaincant». 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Afin de répondre aux recommandations du Groupe d'action financière (GAFI), le
Parlement a adopté une version édulcorée de la modification de la loi sur le
blanchiment d'argent (LBA). Cette adoption n'a pas été sans accroc. En effet, le Conseil
national avait d'abord refusé d'entrer en matière sur la proposition du Conseil fédéral.
Les députés et députées refusaient catégoriquement que les avocats, notaires,
fiduciaires et autres conseillers fiscaux soient assujettis à la LBA. Le Conseil des Etats a
donc accepté de les retirer du projet. Ensuite, la notion de «soupçon fondé» a été
allégée par le Conseil national, à l'encontre de la volonté initiale de la chambre des
cantons de la rendre plus restrictive. Le Parlement a également refusé d'abaisser à CHF
15'000 (au lieu de CHF 100'000) les conditions d'acceptation sans justificatif des
paiements en espèce pour les négociants en métaux précieux et en pierres précieuses.
Malgré l'assouplissement du projet initial, quelques renforcements de la transparences
ont aussi été validés par les chambres. Pour être précis, les intermédiaires financiers
devront contrôler périodiquement les motivations et l'identité de leurs clients, et les
associations qui opèrent à l'étranger devront s'inscrire au registre du commerce et
nommer un représentant helvétique. Lors du vote final, le Conseil national a adopté la
modification de la LBA par 120 voix contre 69 et 6 abstentions. Les voix opposées à
l'objet provenait de l'ensemble du camp rose-vert, qui estimait que la version
édulcorée n'était pas assez restrictive, et de 5 voix UDC, qui considéraient à l'inverse
que la modification était toujours trop contraignante. 
La chambre des cantons a adopté tacitement la modification. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Résumé
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Référendum sur la modification de la loi fédérale sur les droits de timbre (MCF
21.024)

En décembre 2009, le groupe libéral-radical a tiré une première cartouche sur les
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droits de timbre avec une initiative parlementaire (Iv.pa.09.503) qui visait la
suppression, par étapes, de tous les droits de timbre afin de créer des emplois et de
renforcer la compétitivité de la place financière helvétique. Puis, en juin 2015, le projet
de loi sur la réforme de l'imposition des entreprises III (MCF 15.049) a remis sur la table
la suppression des droits de timbre. Ces différentes discussions au sujet de l'abolition
du droit de timbre ont été concrétisées par l'adoption de la réforme de la loi sur
l'impôt anticipé en décembre 2021. En chambre, cette réforme de l'impôt anticipé a
été portée par l'UDC, le PLR et le Centre qui ont plaidé pour la suppression des
entraves financières pour les entreprises helvétiques. A l'inverse, le PS et les Vert-e-s
ont fustigé un cadeau fiscal aux grandes entreprises qui entraînerait des pertes fiscales
importantes et favoriserait l'évasion fiscale.
Suite à l'adoption du Parlement, un premier référendum a été déposé contre l'abolition
des droits de timbre d'émission sur le capital propre. Lors du vote populaire du 13
février 2022, la population helvétique a refusé par 62.7 pour cent la suppression du
droit de timbre d'émission, premier volet de la réforme de la loi sur l'impôt anticipé.
Dans la continuité, un Comité interpartis, composé du PS, des Vert-e-s et des
syndicats, a déposé un second référendum, début avril 2022, pour empêcher l'abolition
du droit de timbre sur l'émission d'obligations. Le référendum, avec environ 60'000
signatures, s'attaque non seulement au droit de timbre de négociation qui frappe
l'achat ou la vente d'obligations et d'actions, mais également à l'impôt anticipé de 35%
sur le revenu des intérêts sur les obligations en Suisse. 
Le peuple suisse se prononcera le 25 septembre 2022. 

Chronologie
Débat au Conseil national (MCF 21.024)
Débat au Conseil des États (MCF 21.024)
Dépôt du référendum (MCF 21.024)
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

En ligne avec l'initiative parlementaire 09.503 et le projet 2 de l'objet 15.049 sur
l'abolition des droits de timbre, le Conseil fédéral a soumis au Parlement une réforme
de l'impôt anticipé. L'objectif est de renforcer le marché des capitaux de tiers. Pour
être précis, la réforme souhaite dynamiser l'émission d'obligations en Suisse en
supprimant l'impôt anticipé de 35 pour cent sur le revenu des intérêts. L'abrogation du
droit de timbre de négociation sur les obligations suisses est prévu en parallèle de la
réforme. La proposition du Conseil fédéral a été accueillie favorablement lors de la
procédure de consultation. Si une perte des recettes fiscales est prévue à court-terme,
la stimulation de l'économie helvétique devrait permettre de couvrir les pertes en cinq
années, selon le Conseil fédéral. 
Le Conseil national a adopté la réforme de l'impôt anticipé par 122 voix contre 68. Seul
le camp rose-vert s'est opposé à la réforme. La Commission de l'économie et des
redevances du Conseil national (CER-CN) avait préconisé l'entrée en matière par 17 voix
contre 4 et 4 abstentions. Selon la CER-CN, le manque d'attrait des obligations
helvétiques freine la place financière helvétique et pousse les entreprises à contourner
l'impôt anticipé en émettant les obligations à l'étranger. Ainsi, une réforme permettrait
de soutenir l'économie et de créer de la valeur en Suisse. L'UDC, le PLR et le Centre ont
soutenu une réforme qui supprime des entraves financières. A l'opposé, la Gauche a
pointé du doigt les pertes fiscales pour le budget de la Confédération. Selon les Verts et
le PS, la réforme favorise les grandes entreprises au détriment de la classe moyenne et
d'autres secteurs économiques, et encourage l'évasion fiscale. 
Dans les détails, le Conseil national a apporté deux modifications majeures au projet du
Conseil fédéral. Premièrement, la suppression de l'impôt anticipé a été étendue aux
obligations indirectement détenues par des fonds de placement helvétiques.
Deuxièmement, l'abolition du droit de timbre a été étendue aux obligations étrangères
avec une durée résiduelle inférieure à 12 mois. 
En outre, comme la réforme sur l'impôt anticipé entraîne l'abolition du droit de timbre
de négociation sur les obligations suisses, le Conseil national a abandonné les travaux
législatifs entamés avec l'initiative parlementaire 09.503 du groupe libéral-radical.
La réforme part au Conseil des États. 21
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Le Conseil des Etats a adopté, à l'unanimité, la création d'un nouveau type de fonds
«Limited Qualified Investor Funds» (L-QIF). Cette nouvelle loi sur les placements
collectifs doit permettre de renforcer l'attractivité de la place financière helvétique et
de simplifier la réglementation. Ces fonds, réservés aux investisseurs qualifiés, seront
libérés de l'autorisation et de la surveillance de la FINMA. Le Conseil des Etats a
également suivi les propositions de modification soumises par sa Commission de
l'économie et des redevances (CER-CE). D'abord, elle a restreint à une durée
supérieure à cinq années le droit de rachat en tout temps des placements collectifs.
Ensuite, elle a exclu les investisseurs privés mais qualifiés et qui sont propriétaires d'un
immeuble des L-QIF afin d'éviter les fraudes fiscales. 22
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La loi sur les placements collectifs a pour objectif de créer un nouveau type de fonds
de placement dénommé «Limited Qualified Investor Funds» (L-QIF). Ce fonds vise une
meilleure attractivité de la place financière helvétique, avec notamment l'objectif de
rapatrier de l'argent placé à l'étranger faute de fonds de placement collectifs
équivalents en Suisse, et une simplification des règles en vigueur. Dans les détails, les L-
QIF ont la particularité de ne pas être soumis à l'approbation de la FINMA car ils ne sont
ouverts qu'à des investisseurs qualifiés comme les caisses de pension, les assurances
ou les investisseurs professionnels. 
Le Conseil national est entré en matière par 118 voix contre 67. Seul le camp rose-vert
s'est opposé à la loi sur les placements collectifs car elle entraînerait une dérégulation,
renforcerait l'opacité de la finance et créerait des distorsions de concurrence entre les
investisseurs. En outre, le camp rose-vert a pointé du doigt les risques de dérégulation
du secteur de l'immobilier. Cet argument a été balayé par le Conseil fédéral qui a
rappelé l'existence de la Lex Koller. La proposition de la gauche d'exclure les biens
immobiliers des catégories de placement a été rejetée de justesse, par 97 voix contre
93. Les voix de l'UDC (45), du PLR (27) et du groupe du Centre (25) ont fait la différence,
malgré quelques dissidences chez l'UDC et au Centre. Lors du vote par article, le
Conseil national a, d'un côté, rejeté la volonté du Conseil des États de restreindre la
durée du droit de rachat à cinq années, et d'un autre côté, étendu l'administration des
L-QIF aux gestionnaires de fortune.

La balle est donc retournée dans le camp de la chambre des cantons. Pour commencer,
le Conseil des États a validé la décision de la chambre du peuple de ne pas restreindre
la durée du droit de rachat, malgré leur décision initiale. Par contre, les sénateurs et
sénatrices ont refusé, par 30 voix contre 12, d'accepter l'administration des L-QIF par
des gestionnaires de fortune. Cette ultime divergence a obligé un aller supplémentaire
à la chambre du peuple. 

Après réflexion, les députés et députées ont refusé d'autoriser les gestionnaire de
fortune à administrer un L-QIF. La dernière divergence a donc été éliminée tacitement,
comme recommandé par la Commission de l'économie et des redevances du Conseil
des États (CER-CE). 

Lors du vote sur l'ensemble, le Conseil national a adopté la loi sur les placements
collectifs par 122 voix contre 68, et le Conseil des États a validé la loi par 30 voix contre
12. Les Verts et le Parti socialiste se sont opposés à cette loi. 23
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La réforme de l'impôt anticipé a pour objectif de renforcer le marché des capitaux
tiers en Suisse en rapatriant l'émission d'obligations d'entreprises suisses. Pour remplir
cet objectif, la réforme supprime le droit de timbre de négociation sur les obligations
et exonère les placements suisses de l'impôt anticipé. 
Le Conseil des États est entré en matière par 32 voix contre 13. Seul le camp rose-vert
s'est opposé à la réforme. Il estime qu'elle induit de «nouveaux privilèges» pour les
grandes entreprises et creuse le budget de la Confédération avec une perte unique
estimée à CHF 1 milliard. A l'opposé, le camp bourgeois a soutenu le Conseil fédéral. De
plus, la Commission de l'économie et des redevances du Conseil des États (CER-CE) a
souligné un rapport «coûts-bénéfices attractif» pour l'économie helvétique. Lors de
l'analyse par article, les sénateurs et sénatrices ont voté des modifications au projet du
gouvernement. Premièrement, le Conseil des États a validé la décision du Conseil
national d'exonérer également les obligations détenues indirectement par un fonds de
placement suisse. Deuxièmement, les sénateurs et sénatrices ont refusé une
exonération rétroactive. Seules les obligations émises après l'entrée en vigueur de la loi
seront exonérées de l'impôt de 35 pour cent des intérêts. Dans cette optique, les

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

01.01.65 - 01.01.24 10ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



sénateurs et sénatrices ont choisi le calendrier du gouvernement, et non la proposition
de la CER-CN, pour l'entrée en vigueur de la réforme. Troisièmement, la suppression du
droit de timbre de négociation s'appliquera également aux obligations étrangères dont
la durée résiduelle est inférieure à 397 jours. 
Le Conseil national a validé la majorité des modifications du Conseil des États. Une
dernière divergence a subsisté quant à l'entrée en vigueur de la réforme. Les députés
et députées ont proposé une entrée en vigueur début 2023. Cet ajout a été validé
tacitement par le Conseil des États. 
Si le Parlement a mis sous toit la réforme de l'impôt anticipé, et notamment la
suppression du droit de timbre, la gauche, qui s'est opposé tout au long du processus à
cette réforme, n'a pas encore posé les armes. Un référendum a été lancé par un comité
réunissant le PS, les Verts et les syndicats. Ce comité s'est insurgé contre une incitation
à la fraude fiscale et à la criminalité économique. 24

Alors que le Parlement a adopté la réforme de l'impôt anticipé, avec notamment
l'abolition du droit de timbre de négociation sur les obligations, un comité interpartis
composé du PS, des Vert-e-s et des syndicats a déposé un référendum contre cette
abolition. Environ 60'000 signatures ont été validées par la Chancellerie fédérale. Lors
du dépôt du référendum, le comité interpartis a fustigé une stratégie de la droite, des
lobbys des banques et des grandes entreprises, qui vise à supprimer progressivement
tous les impôts sur les grandes entreprises au détriment de la collectivité. En outre, le
comité a estimé que le droit de timbre de négociation sur les obligations s'imposait
comme un frein à la fraude et à la criminalité fiscale. Le référendum sera soumis au
vote populaire le 25 septembre 2022. 25
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La population a enfoncé un second clou pour préserver les droits de timbre en Suisse.
Ces droits de timbre correspondent à des impôts prélevés par la Confédération sur des
opérations juridiques, comme par exemple l'émission d'obligation.  Après avoir refusé,
en février 2022, la suppression du droit de timbre d'émission sur le capital propre à
62.7 pour cent, les Helvètes ont également refusé, le 25 septembre 2022, la
modification de la loi fédérale sur l’impôt anticipé. Par contre, un refus moins net s'est
dessiné. 52.01 pour cent des citoyens et citoyennes ont sanctionné cette modification
qui avait pourtant été validée par les deux chambres fédérales. Pour être précis, le
Conseil national avait adopté la modification par 125 voix contre 70, et le Conseil des
Etats par 31 voix contre 12. En outre, la majorité des cantons a refusé cette suppression
de l'impôt anticipé. Seuls les cantons de Suisse centrale, et les cantons de Saint-Gall,
Thurgovie, Argovie et des Grisons ont adopté la réforme.  La participation s'est élevée à
51.70 pour cent. 

Concrètement, l'impôt anticipé joue un rôle de garantie sur le marché des obligations
en Suisse. Cet impôt, qui s'élève à 35 pour cent, est prélevé afin de s'assurer que les
revenus des entreprises et des collectivités publiques (intérêts et dividendes) sont
déclarés et donc imposés. Dans les faits, l'impôt anticipé concerne essentiellement les
entreprises et les collectivités publiques car il n'est prélevé que sur les obligations. Or,
très peu d'Helvètes émettent des obligations à titre privé. A l'heure actuelle, l'impôt
anticipé demeure une spécialité helvétique. La majorité des places financières
internationales ont supprimé ou réduit cet impôt afin de renforcer leur attractivité. La
droite libérale s'est appuyée sur cet argument pour justifier cette modification de la loi
fédérale sur l'impôt anticipé. Elle a ainsi déclaré que de nombreuses entreprises et
clients «fuyaient»  la place financière helvétique. Une suppression de l'impôt anticipé
permettrait ainsi de faire revenir des activités économiques en Suisse, et augmenterait,
à moyen terme, les recettes fiscales grâce à une hausse de l'activité économique et de
l'emploi. D'après certaines estimations, mises en avant par la droite libérale, une
suppression du droit de timbre hausserait le PIB de 0.7 pour cent et générerait CHF
350 millions de francs supplémentaires de recettes fiscales d'ici cinq années.
Néanmoins, l'argument de l'attractivité de la place financière n'a pas convaincu
l'ensemble de l'échiquier politique. A gauche, les partis politiques se sont dressés
contre ce «cadeau fiscal». Le Parti socialiste a estimé que la suppression de l'impôt
anticipé ne profiterait qu'aux grandes entreprises, et non pas aux PME comme le
plaidait la droite. Finalement, la gauche a rappelé que l'impôt anticipé avait une
dimension «moralisatrice»  car il était un frein à l'argent non déclaré. Comme en février
2022, la campagne politique s'est cristallisée autour du débat « A qui profite la
suppression de l'impôt anticipé ?». Malgré des tentatives vaines, la droite n'a pas réussi
à convaincre l'électorat de la valeur ajoutée pour la place économique helvétique, et
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donc pour les PME helvétiques. Au contraire, la gauche a réussi à imposer son argument
d'une suppression d'impôt qui ne profite qu'aux grandes entreprises. 

L'analyse des affiches d'Année Politique Suisse (APS) met en lumière une campagne à
moyenne ou faible intensité en comparaison des autres votations, mais d'une intensité
identique à la votation du 13 février. Dans les faits, seul le camp en faveur de la
suppression des affiches publicitaires a mené une campagne active dans les journaux.
Ces chiffres sont presque identiques aux statistiques de la campagne de février 2022.
Ainsi, la gauche et la droite semblent avoir joué le match retour, mais le vainqueur n'a
pas changé. 

En ce qui concerne l'analyse post-votation VOX, elle met en évidence une forte
polarisation de l'échiquier politique. Le choix de vote s'est décliné en fonction de son
positionnement sur l'échelle idéologique gauche-droite. Les citoyens et citoyennes qui
se positionnent à gauche sur cette échelle ont majoritairement refusé la modification,
alors que les citoyens et citoyennes qui se positionnent à droite sur cette échelle l'ont
essentiellement adoptée. De plus, les mots d'ordre des partis ont été largement suivis.
La gauche a fait bloc contre la suppression, alors que les sympathisants du Centre, du
PLR et de l'UDC ont suivi la recommandation de vote dans deux tiers des cas. A
l'inverse, seulement 43 pour cent des sympathisants des Vert'libéraux ont suivi le mot
d'ordre du parti. En outre, la confiance envers les syndicats d'un côté, et les
associations économiques de l'autre, reflète également le choix de vote. Du côté des
variables socio-démographiques, les moins de 40 ans et les femmes ont largement
refusé la modification. A l'inverse, le niveau d'éducation et le revenu n'ont joué qu'un
rôle moindre. Finalement, en ce qui concerne les motifs du choix de vote, les
arguments mis en avant lors de la campagne semblent avoir fait mouche. Les partisans
de la suppression de l'impôt anticipé ont largement cité la volonté d'avoir une place
économique compétitive comme argument décisif. Au contraire, les opposants à la
réforme ont largement critiqué une révision qui ne bénéficie qu'aux grandes
entreprises.

Au final, l'objectif de la droite libérale de renforcer l'attractivité économique de la
Suisse en allégeant la charge fiscale des entreprises a été balayée, dans les urnes, à
deux reprises en 2022. La droite, majoritaire au Parlement, et le Conseil fédéral,
emmené par le grand argentier de la Confédération Ueli Maurer, ont donc été
désavoués. A l'inverse, la gauche, qui a lancé ces deux référendums, a démontré sa
capacité à mobiliser sur le thème de la fiscalité des entreprises. 

Votation du 25 septembre 2022

Participation: 51.70% 
Oui: 1'316'195 (47.99%) / Cantons: 8 4/2
Non: 1'426'422 (52.01%) / Cantons: 12 2/2

Consignes de vote: 
- Oui: PLR, UDC, PVL, Centre, UDF, EconomieSuisse, UPS, USAM, SwissBanking,
Swissmem
- Non: PS, Verts, PEV, PST, TravailSuisse, USS, Unia 26

Kapitalmarkt

Das Expertenprojekt für ein neues Gesetz über die integrierte Aufsicht des
Finanzmarktes fand in der zu Jahresbeginn abgeschlossenen Vernehmlassung bei den
Banken sowie den drei Bundesratsparteien SP, FDP und CVP ein überwiegend positives
Echo, allerdings mit vielen Detailkritiken. Die SVP lehnte als einzige das Vorhaben ab, da
der Finanzmarkt bereits ausreichend reguliert sei. Die vom Bundesrat angestrebte
Konzentration der staatlichen Kontrolle würde dem Zusammenschluss von Banken und
Versicherungen zu Finanzdienstleistungskonzernen, aber auch der wachsenden
Bedeutung der sogenannten Intermediären (Treuhänder, Vermögensverwalter etc.) im
Wirtschaftsleben besser Rechnung tragen. Im organisatorischen Bereich sieht der
Entwurf die Zusammenführung der Bankenkommission und des Bundesamtes für
Privatversicherungen in ein öffentlich-rechtliches Aufsichtsgremium vor. In einem
Grundsatzentscheid beschloss der Bundesrat gegen Jahresende, auch die Kontrollstelle
für Geldwäscherei in dieses neue Aufsichtsorgan zu integrieren. 27
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Der Bundesrat gelangte 2012 mit der Botschaft zur Änderung der Verrechnungssteuer
an die eidgenössischen Räte. Die Vorlage war inhaltlich mit der 2011 behandelten
Grossbankenregulierung verknüpft. Bei deren Verabschiedung hatten die Räte
entschieden, die Ausgabe von Coco-Bonds (contingent convertible bonds;
Wandelungsanleihen, die bei Unterschreitung einer gewissen Eigenkapitalquote in
Eigenkapital gewandelt werden) in der Schweiz vorerst nicht durch eine Befreiung von
der Verrechnungssteuer zu fördern. Der Bundesrat hatte sich damals mit der
Argumentation durchgesetzt, die Förderung der Ausgabe von schweizerischen Coco-
Bonds im Zuge des allgemeinen Umbaus der Verrechnungssteuer zu regeln. Der
entsprechende Entwurf wurde in der Frühjahrssession vom Nationalrat als Erstrat
diskutiert. Die Vorlage sah vor, die Verrechnungssteuer dem Zahlstellenprinzip (bisher:
Schuldnerprinzip) zu unterstellen. Dadurch sollten ausländische Investoren von der
Verrechnungssteuer befreit werden, wovon sich der Bundesrat eine Belebung des
inländischen Kapitalmarkts erhoffte. Im Speziellen ging es ihm aber auch darum, den
Schweizer Grossbanken die Emission von Coco-Bonds in der Schweiz zu erleichtern,
weil er sich dadurch im Krisenfall eine höhere Rechtssicherheit im Zusammenhang mit
der Wandelung der Anleihen erhoffte. Der Bundesrat argumentierte, dass der
Schweizer Kapitalmarkt ohne Neuregelung der Verrechnungssteuer kaum genügend
Tiefe aufweise, um die sehr hohen Refinanzierungsbedürfnisse der Schweizer
Grossbanken zu absorbieren. Damit die Grossbanken mit der Emission der Coco-Bonds
nicht auf andere Finanzplätze mit höherer Attraktivität für internationale Investoren
ausweichen würden, müssten die Bedingungen auf dem Schweizer Kapitalmarkt
verbessert werden. Der Nationalrat stimmte mit dem Bundesrat darin überein, dass die
schweizerische Emission von Coco-Bonds wünschenswert und deshalb durch die
Befreiung von der Verrechnungssteuer förderungswürdig sei. Aus diesem Grund folgte
er in diesem Punkt dem Bundesrat (Entwurf 1). Vertreter der SP monierten, dass eine
gesetzliche Vorschrift zur Emission von Coco-Bonds in der Schweiz eine Erhöhung der
Finanzplatzattraktivität durch Befreiung der Anleihen von der Verrechnungssteuer
obsolet gemacht hätte. Der entsprechende Mehrheitsantrag der Kommission wurde
jedoch von der bürgerlichen Ratsmehrheit abgelehnt. Im Zusammenhang mit dem
allgemeinen Umbau der Verrechnungssteuer beschloss der Nationalrat Rückweisung
(Entwurf 2). Diese sei im Zuge einer Gesamtschau zur Entwicklung der verschiedenen
pendenten Steuerdossiers (Doppelbesteuerungsabkommen mit Deutschland,
Steuerstreit USA, FATCA) vorzulegen und müsse die finanziellen Folgen der Reform
genauer beziffern. Ebenso sollten andere Varianten als das Zahlstellenprinzip geprüft
werden. Die Rückweisung von Entwurf 2 war unbestritten und wurde vom Ständerat in
der Sommersession bestätigt. In Bezug auf die Behandlung der Coco-Bonds präzisierte
der Zweitrat jedoch, dass diese dem Eigenkapital anrechenbar sein müssten, damit sie
von der Erhebung der Verrechnungssteuer befreit werden könnten. Zudem sah er im
Gegensatz zum Nationalrat kein Verkaufsverbot von verrechnungssteuerfreien Anleihen
an inländische natürliche Personen mehr vor, auch wenn dies zu einer ursprünglich
nicht vorgesehenen steuerlichen Erleichterung für in der Schweiz grundsätzlich
verrechnungssteuerpflichtige Personen führte, sofern diese in Coco-Bonds
investierten. Dies wurde von der SP stark kritisiert. Der Nationalrat akzeptierte in der
zweiten Behandlung die ständerätlichen Vorschläge, worauf der Entwurf 1 mit 150 zu 45
Stimmen angenommen wurde. Im Ständerat passierte Entwurf 1 mit 38 zu 2 Stimmen
bei einer Enthaltung. 28
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Face aux récents développements FinTech comme la blockchain ou les technologies
des registres distribués (TRD), le Conseil fédéral soumet au Parlement une adaptation
du cadre juridique aux développements des TRD. Ces nouvelles technologies
garantissent une gestion commune des données qui permet un transfert de valeur en
faisant l'impasse d'une gestion centralisée.
Cette refonte légale introduit neuf adaptations ponctuelles du droit helvétique. Dans
l'ensemble, son objectif est d'augmenter la sécurité juridique, de supprimer les
entraves au développement de la FinTech et d'empêcher les abus. Selon le Conseil
fédéral, une telle adaptation devrait conforter l'intégrité et la réputation de la place
financière suisse. Son message se base sur le rapport lié au cadre juridique régissant la
blockchain et les TRD. 29
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La technologie des registres distribués (TRD) permet une gestion décentralisée lors
d'un transfert de valeur. Ce nouvel outil, dont le blockchain est l'application la plus
connue, bouleverse les nouvelles technologies de la finance. Afin de positionner la
Suisse comme leader innovant dans le domaine de la FinTech, le Conseil fédéral a donc
soumis au Parlement une adaptation du cadre juridique au développement des TRD.
Cette adaptation a pour objectif de supprimer les freins aux développements de ces
nouvelles technologies, d'empêcher les abus et de renforcer la sécurité juridique. Il
permettra notamment de valider la création d'une nouvelle catégorie d'autorisation liée
au blockchain pour les infrastructures des marchés financiers. Ces nouvelles
infrastructures pourront ainsi offrir des services fondés sur la TRD.
Le Conseil national a adopté unanimement le projet par 192 voix contre 0. Il n'y a
apporté que deux modifications suggérées par sa Commission de l'économie et des
redevances (CER-CN). D'abord, il a intégré la possibilité pour un tiers impliqué
légalement d'accéder et de récupérer ses données. Puis, le Conseil national a adopté
une modification de la Loi sur les services financiers (LSFin) afin que les prestataires de
services financiers n'aient pas à recourir à un organe de médiation s'ils ne travaillent
qu'avec des clients institutionnels ou professionnels. Cette seconde modification a été
combattue en vain par la gauche qui pointait du doigt une distorsion de la
concurrence. 30
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L'adaptation du cadre juridique au développement des TRD a été unanimement
validée par le Conseil des Etats. Cette adaptation juridique a pour objectif de garantir
la sécurité juridique et de positionner la Suisse comme leader innovant dans cette
nouvelle technologie financière. Les sénateurs et sénatrices ont approuvé le projet
amendé par le Conseil national. Ils ont ainsi suivi les recommandations de leur
Commission de l'économie et des redevances (CER-CE).
Lors du vote final, l'objet a été adopté à l'unanimité par les deux chambres. 31
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Le Conseil fédéral a fixé, au 1er août 2021, l'entrée en vigueur de la nouvelle législation
en matière de technologie des registres électroniques distribués (TRD). Cette nouvelle
législation, qui réglemente notamment la blockchain, a pour objectif de renforcer la
sécurité juridique et de positionner la place financière helvétique comme pionnière sur
ce marché. 32
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Banken

Im März 2022 gab der Bundesrat per Medienmitteilung bekannt, das Instrumentarium
zur Stärkung der Stabilität des Finanzsektors um eine staatliche Liquiditätssicherung
für systemrelevante Banken zu ergänzen. Bereits heute setze die Schweizer
Gesetzgebung auf verschiedene Instrumente, welche die Krisenfestigkeit von
systemrelevanten Banken und der gesamten Volkswirtschaft erhöhten, erklärte der
Bundesrat. So bestünden erstens erhöhte Anforderungen an Kapital und Liquidität
sowie an eine verbesserte Sanier- und Liquidierbarkeit für systemrelevante Banken
(TBTF-Regelung) und zweitens die Möglichkeit von ausserordentlichen Liquiditätshilfen
der SNB, die sogenannten «Emergency Liquidity Assistance», für Fälle, in welchen die
liquiden Mittel einer Bank nicht zu deren Sanierung ausreichten. 
Als drittes Instrument habe der Bundesrat nun die Eckwerte einer staatlichen
Liquiditätssicherung mit dem Namen «Public Liquidity Backstop» (PLB) beschlossen.
Der PLB soll künftig die Gewährleistung von zusätzlicher Liquidität in Form eines mit
Bundesgarantie gedeckten Darlehens auf beschränkte Zeit ermöglichen, welches von
der SNB ausbezahlt werde. Mit diesem Instrument, das alleine mit seiner Existenz
präventiv wirke, soll das Vertrauen der Marktteilnehmenden in die Überlebensfähigkeit
von rekapitalisierten und solventen systemrelevanten Banken erhöht werden, schrieb
die Landesregierung. Vorgesehen sei zudem die Einführung eines Konkursprivilegs, um
erstens zu verhindern, dass der Bund mit solchen Darlehen Verluste erleide und
zweitens, um Abgeltungs- und Sanktionsmechanismen zu schaffen. Wie der Bundesrat
in der Medienmitteilung unterstrich, sei dieses neue Instrument, welches im Ausland
bereits zum Standard-Kriseninstrumentarium gehöre, nicht mit einer staatlichen
Rettung von systemrelevanten Banken zu verwechseln. Das EFD sei damit beauftragt
worden, bis Mitte 2023 eine Vernehmlassungsvorlage zu erarbeiten. 33
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Anfang September 2023 unterbreitete der Bundesrat dem Parlament den Entwurf für
die Änderung des Bankengesetzes zur Einführung des Public Liquidity Backstops  (PLB).
Die Einführung sowie die Eckwerte dieses neuen Instruments hatte der Bundesrat
bereits im Frühling 2022 beschlossen. Wegen des drastischen Vertrauensverlusts in die
Credit Suisse zu Beginn des Jahres 2023 hatte sich die Situation auf dem Finanzmarkt
allerdings so verschärft, dass der Bundesrat den PLB bereits im März 2023 gemeinsam
mit anderen Massnahmen per Notrechtsverordnung eingeführt hatte, bevor sich das
Parlament dazu hatte äussern können. Teile dieser Bestimmungen seien auch nach
Beendigung der Verträge zur Liquiditätshilfe mit der CS im August weiterhin notwendig,
weshalb die Landesregierung dem Parlament innert sechs Monaten nach Einführung der
notrechtlichen Massnahmen eine Vorlage zur Überführung dieser Notverordnung ins
ordentliche Recht vorlegen müsse, um zu verhindern, dass diese Bestimmungen ausser
Kraft treten, so der Bundesrat. Die vorliegende Vorlage zur Änderung des BankG nehme
er somit zugleich als Anlass, dem Parlament jene Bestimmungen zu unterbreiten.   

Gemäss Vorlage soll die SNB künftig zeitlich begrenzte Liquiditätshilfe-Darlehen
bereitstellen können, die durch den Bund mittels einer Ausfallgarantie gesichert
würden. Der Bundesrat sah in seinem Entwurf vor, dass er die Höhe des Darlehens
jeweils im Einzelfall festlegen und den dazu notwendigen Verpflichtungskredit im
Dringlichkeitsverfahren der FinDel unterbreiten werde. Der Erhalt einer solchen
Liquiditätshilfe soll zudem an verschiedene Voraussetzungen, wie etwa ein
entsprechendes öffentliches Interesse, die Verhältnismässigkeit der Staatsintervention,
die Subsidiarität der Liquiditätshilfe, die Einleitung eines Sanierungsverfahrens durch
die betroffene Bank sowie deren Solvenz geknüpft werden. Zur Reduktion des
Verlustrisikos des Bundes, welches durch die Ausfallgarantie entstehe, beinhalte die
Vorlage als Kernelement ein Konkursprivileg für die Forderungen der SNB, welche durch
das Darlehen mit Ausfallgarantie bestünden. Nicht zuletzt seien durch die betroffene
Bank Risikoprämien für die bezogenen Darlehen zuhanden der SNB und des Bundes
sowie Zinsen für die Darlehenskosten zuhanden der SNB zu entrichten. Der Bundesrat
anerkenne, dass diese zusätzlichen Liquiditätsdarlehen mit Ausfallgarantie zu
Fehlanreizen für systemrelevante Banken (SIB) führen könnten. Dem werde jedoch zum
einen durch die bereits heute erhöhten Anforderungen für SIB zur angemessenen
Abdeckung ihrer Liquiditätsrisiken entgegengewirkt. Zum anderen beinhalte die Vorlage
des PLB strafrechtliche Regelungen, die vorsehen, dass SIB, die solche Darlehen
beziehen, verschiedenen Auflagen wie etwa Dividendenverboten oder Massnahmen im
Bereich der Vergütungen unterliegen. Unter bestimmten Umständen werde zudem neu
ermöglicht, bereits ausbezahlte variable Vergütungen zurückzufordern. Bei
Insolvenzgefahr könnte die FINMA nach geltendem Recht zudem umfassende
restrukturierende und disziplinierende Massnahmen anordnen. 

Auch Teile der Notverordnung vom März 2023, namentlich die rechtlichen Grundlagen
für die Gewährung der zusätzlichen Liquiditätshilfen (ELA+), seien weiterhin relevant
und sollen deshalb fortgeführt werden: Die Credit Suisse habe zwar sämtliche Darlehen
im August vollständig zurückbezahlt, könne solche aber während der Geltungsdauer des
Vertrags und unter Erfüllung bestimmter Voraussetzungen weiterhin beziehen. Die
Geltungsdauer zusätzlicher Liquiditätshilfe-Darlehen der SNB werde jedoch bis Ende
2027 beschränkt, wobei der Bundesrat die ins Gesetz überführten
Verordnungsbestimmungen für die ELA+ innert fünf Jahren nach deren Inkrafttreten
überprüfen werde. Es sei zudem vorgesehen, dass im Bericht zur Aufarbeitung der CS-
Krise das gesamte TBTF-Regelwerk und damit auch das Instrument des PLB noch einmal
umfassend beurteilt werde. Die Ergebnisse des Berichts würden dem Parlament im
Frühjahr 2024 unterbreitet. 

Die Vorlage zum PLB, die vom 25. Mai bis 21. Juni 2023 in die verkürzte
Vernehmlassung geschickt worden war, war bei den 58 Stellungnehmenden nicht auf
ungeteilte Zustimmung gestossen. Befürwortung fand sie dabei bei einer grossen
Mehrheit der kantonalen Staatskanzleien, den Banken inklusive der SNB, Travail.Suisse
und economiesuisse sowie der FDP und der GLP. Während die Mitte, die SP, der
Zürcher Kantonsrat, der SGB und der Kanton Waadt der Vernehmlassungsvorlage nur
teilweise zustimmten, lehnten die Grünen, die SVP und der SGV die Vorlage vollständig
ab. Als Hauptkritikpunkt wurde von vielen Seiten ein im Vernehmlassungsentwurf noch
fehlender Abgeltungsmechanismus vorgebracht, wodurch «der Eindruck der
Privatisierung von Gewinnen und Verstaatlichung von Verlusten» entstehe, wie der
Bundesrat im Ergebnisbericht der Vernehmlassung die Kritik zusammenfasste. In
Verbindung damit wurde auch die Befürchtung geäussert, dass der PLB zu
Wettbewerbsverzerrungen zwischen SIB und nicht-SIB führen könnte. Der Bundesrat
solle deshalb erneut die Einführung eines Mechanismus zur Entschädigung des für den
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Bund entstehenden Risikos prüfen. Diesem Kritikpunkt kam der Bundesrat in seiner
Botschaft entgegen, indem er die Lücke des fehlenden Abgeltungsmechanismus für das
Risiko aus der Ausfallgarantie mit einer durch SIB zu bezahlenden Ex-Ante-
Entschädigung in Form der Pauschale zuhanden des Bundeshaushalts füllte.

Als Reaktion auf die Rückmeldungen der Vernehmlassung nahm der Bundesrat an
seinem Vernehmlassungsentwurf weitere Änderungen vor. So hatte er ursprünglich
vorgesehen, das Konkursprivileg in der Gläubigerhierarchie vor den Forderungen aus
Freizügigkeits- und Säule-3a-Konti einzustufen, womit letztere im Falle einer nicht
ausreichenden Konkursmasse der SIB nicht bedient werden könnten. Da es sich hierbei
um einen Zielkonflikt zwischen dem Schutz der Vorsorgegelder und dem Schutz der
Gesamtheit der Steuerzahlenden handle, hatte der Bundesrat sich in der
Vernehmlassungsvorlage bereit gezeigt zu prüfen, wie die Vorsorgegelder besser
geschützt werden könnten, was von den Vernehmlassungsteilnehmenden begrüsst
worden war. Die daraufhin erfolgte Prüfung hatte eine Anpassung des Entwurfs zur
Folge: Hatte bei der Regelung des Konkursprivilegs in der Vernehmlassungsvorlage noch
das Interesse der Steuerzahlenden überwogen, müssen gemäss Botschaftsentwurf
Forderungen aus Freizügigkeits- und Säule-3a-Guthaben  neu vor jenen der SNB
befriedigt werden.

Weiter wurde in der Vernehmlassung unter anderem die Kritik geäussert, dass die
Überführung der Notverordnung generell unnötig sei. Die Überführung respektive
deren Ablehnung hätte auf die im Frühsommer 2023 noch bestehenden Vertragsteile
mit der Credit Suisse keine konkreten Auswirkungen und auch die Dringlichkeit dieser
Überführung wurde zu diesem Zeitpunkt in Frage gestellt. Kritisiert wurden zudem die
zusätzlichen Liquiditäts-Darlehen der SNB, welche die CS noch bis 2027 beziehen
könne. Für diese gebe es keine Sicherheiten im eigentlichen Sinne, womit sie die SNB-
Ausschüttungsreserve für Bund und Kantone womöglich schmälerten. Zudem setzten
sie Fehlanreize und schränkten die Unabhängigkeit und die geldpolitische
Handlungsfähigkeit der SNB ein. Aufgrund der inzwischen veränderten Ausgangslage
durch die beendeten Verträge mit der CS, hatte der Bundesrat nach der
Vernehmlassung zwar einen grossen Teil der Bestimmungen der Notverordnung aus der
Vorlage gestrichen, hielt jedoch an seiner Position zur Zweckmässigkeit der
Überführung von weiterhin relevanten Teilen der Notverordnung in eine ordentliche
Rechtsgrundlage fest. 34

Börsen

Nebst der Vor-Vernehmlassung zum Finanzdienstleistungsgesetz (Fidleg) wurde im
Dezember des Berichtsjahrs die Vernehmlassung zum Finanzmarktinfrastrukturgesetz
(FinfraG) eröffnet. Die bundesrätliche Vorlage sah vor, verschiedene Bestimmungen im
Börsen- und Bankengesetz sowie im Nationalbankgesetz und in der
Nationalbankverordnung im FinfraG zu aggregieren. Im Allgemeinen ging es im neuen
Gesetz um die Angleichung der schweizerischen Bestimmung zur
Finanzmarktinfrastruktur (Börsen, zentrale Gegenparteien, Zahlungssysteme,
Transaktionsregister, Derivatehandel) an die globalen und vor allem europäischen
Regulierungen (Mifid II und Emir, European Market Infrastructure Regulation). Die
Vorlage enthielt Vorschriften zu Marktverhaltensregeln, zur Aufsicht und zu
Strafbestimmungen. So sollten beispielsweise ausserbörsliche (over the counter, OTC)
Derivategeschäfte über eine zentrale Gegenpartei abgewickelt werden müssen. Dabei
war vorgesehen, dass alle Transaktionen sowohl elektronisch durchgeführt als auch bei
einem Transaktionsregister gemeldet werden sollten. Weiter wollte der Bundesrat eine
Bewilligungspflicht für zentrale Gegenparteien, Zentralverwahrer und
Transaktionsregister einführen. Die Vorlage wurde bis zum Jahresende von den
eidgenössischen Räten noch nicht behandelt. 35
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Zum Finanzdienstleistungsgesetz (Fidleg) und zum Finanzinstitutsgesetz (Finig) wurde
2014 eine gemeinsame Vernehmlassung durchgeführt. Ein Teil der in die
Vernehmlassung geschickten Vorentwürfe betraf einzig die Zusammenführung bereits
bestehender Erlasse aus verschiedenen Rechtsquellen. Zusätzlich wurden wichtige
Anpassungen, mehrheitlich zur Stärkung des Anlegerschutzes, vorgesehen. Neben der
erweiterten Informations- und Dokumentationspflichten sowie der Abklärung von
Kundenbedürfnissen sah der Vorentwurf vor allem drei umstrittene Punkte vor. Erstens
wollte der Bundesrat die Beweislast in Sachen Informations- und Aufklärungspflicht
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umkehren. Nach herrschender Regelung lag es an den Anlegenden nachzuweisen, dass
der Informations- und Aufklärungspflicht nicht nachgekommen wurde; neu sollten die
Finanzintermediäre im Streitfall zu beweisen haben, dass entsprechende Pflichten
eingehalten wurden. Zweitens schlug die Landesregierung die Schaffung eines
Schiedsgerichts oder (alternativ) eines von der Branche vorfinanzierten
Prozesskostenfonds vor, um Anlegenden eine Klage gegen die Finanzintermediäre zu
erleichtern. Solche Klagen sollten gemäss Vorentwurf als Verbandsklagen angestrengt
werden können. Damit sollte den Klagenden kollektiv ermöglicht werden, ein
Fehlverhalten des Finanzintermediäres festzustellen, um danach mittels
Gruppenverfahren einen Vergleich mit dem betroffenen Finanzinstitut auszuhandeln.
Drittens sah der Bundesrat vor, unabhängige Vermögensverwalter neu ebenfalls der
Aufsicht zu unterstellen. Gemeinsam war den beiden Gesetzesentwürfen ihre
Verbindung zur europäischen Gesetzgebung im Finanzmarktbereich (Markets in
Financial Instruments Directive II, Midfid II). Diese wurde im Frühjahr 2014 vom EU-
Parlament verabschiedet. Entgegen verbreiteter Befürchtung wurde von einem
Filialzwang für ausländische Anbieter abgesehen. Um den Marktzugang zur EU
sicherzustellen, waren jedoch weiterhin „äquivalente“ Regelungen zur EU-Richtlinie
Voraussetzung. Mit den beiden in die Vernehmlassung geschickten Vorentwürfen wollte
der Bundesrat sicherstellen, diesem Erfordernis zu genügen. In der Vernehmlassung
stiess vor allem die Umkehrung der Beweispflicht auf harsche Kritik, weil sie der
schweizerischen Rechtsordnung „wesensfremd“ sei. Ebenfalls kaum Chancen auf
Weiterverfolgung wurden der Idee der Verbandsklage gegen Finanzdienstleister
gegeben. Die individuelle Rechtsdurchsetzung habe sich bewährt, befanden die Kritiker
der vorgeschlagenen Regelung. Die erwogene Einführung eines Schiedsgerichts wurde
mehrheitlich ebenso negativ bewertet wie die Möglichkeit zur Schaffung eines
Prozesskostenfonds. Zu guter Letzt wurde kritisiert, dass in den Vorentwürfen eine
weitgehende Interpretation der „Weissgeldstrategie“ enthalten war, wonach den
Finanzinstituten unter anderem verboten wurde, unversteuerte Gelder anzunehmen. Es
sei nicht Aufgabe der Finanzintermediäre, für die Steuerehrlichkeit ihrer Kundinnen
und Kunden verantwortlich zu sein, argumentierten unter anderem die Inland- und
Kantonalbanken. Die überarbeiteten Gesetzesentwürfe waren am Jahresende 2014
noch ausstehend. 36

Eine vom Finanzdienstleistungsgesetz (Fidleg) und vom Finanzinstitutsgesetz (Finig)
gesonderte Vernehmlassung führte der Bundesrat im Winter 2013/2014 für das
Finanzmarktinfrastrukturgesetz (Finfrag) durch. Das Revisionsvorhaben wurde
hauptsächlich dadurch motiviert, dass die schweizerischen Regelungen im
Zusammenhang mit dem Derivatehandel nicht mehr den internationalen Standards
(G20-Verpflichtungen, Empfehlungen des Financial Stability Boards) entsprachen.
Neben der Bündelung verschiedener bestehender Erlasse im neuen Gesetz war im
Speziellen der Derivatehandel Gegenstand der Vorlage. Dieser Handel sollte neu über
eine zentrale Gegenpartei abgerechnet werden müssen. Dabei war für alle
Transaktionen eine Meldepflicht vorgesehen. Der Vorentwurf sah ausserdem eine
Bewilligungspflicht für verschiedene Akteure auf dem Derivatemarkt vor, so
beispielsweise für zentrale Gegenparteien, Zentralverwahrer, Transaktionsregister und
Zahlungssysteme. In der Vernehmlassung wurde die Stossrichtung der
Vernehmlassungsvorlage grossmehrheitlich begrüsst. Vereinzelte Kritik bezüglich
Bewilligungspflicht für betriebseigene oder multilaterale Handelssysteme sowie für
ausländische Börsen und multilaterale Transaktionsregister wurde in der vom Bundesrat
am 3.9.14 verabschiedeten Gesetzesvorlage berücksichtigt. Bis zum Jahresende 2014
wurde die Vorlage noch nicht im Parlament behandelt. 37
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In der Frühlingssession nahm der Nationalrat die Beratung zum
Finanzmarktinfrastrukturgesetz (FINFRAG) auf. Dieses Gesetz soll neue Regeln zum
Handel mit derivaten Finanzinstrumenten erlassen und bestehende Bestimmungen, die
im Börsen-, Nationalbank- und Bankengesetz enthalten waren, vereinen. Die
Gesetzesanpassung erfolgte nicht unbedingt aus freien Stücken, sondern vielmehr als
Reaktion auf erheblichen internationalen Druck von Seiten der EU und der G-20, die
schweizerische Rechtslage internationalen Standards anzupassen. Dadurch erhofften
sich die Behörden, den Zugang schweizerischer Akteure zum europäischen Markt
bewahren zu können. Weder die betroffenen Branchen noch die Parteien zogen die
Notwendigkeit dieses Vorhabens in Zweifel, weshalb der Nationalrat ohne Gegenantrag
auf das Gesetz eintrat. Die Stimmung trauter Einigkeit fand jedoch in der
Detailberatung ein schnelles Ende, was sich in zahlreichen Minderheitsanträgen
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manifestierte. Damit erfolgreich war eine Minderheit um Nationalrat Aeschi (svp, ZG),
die mit ihrem Antrag verlangte, einen von der vorberatenden Kommission (WAK-NR)
eingesetzten Passus, der negative Folgen von Hochfrequenzhandel eindämmen wollte,
wieder zu streichen. Die bürgerliche Mehrheit folgte diesem Antrag mit 116 zu 45
Stimmen deutlich. Ebenfalls durchzusetzen vermochte sich ein Antrag, der Geschäfte
von der Meldepflicht befreien wollte, sofern es sich bei den daran beteiligten Akteuren
um nichtfinanzielle Gegenparteien (Akteure aus der Realwirtschaft) handelte.
Kontrovers diskutiert wurde ein Antrag de Buman (cvp, FR), der die Schaffung von
sogenannten Positionslimiten forderte. Mit diesem Instrument werden die Anteile, die
ein bestimmter Akteur an einem Derivat erwerben kann, begrenzt und damit die
Möglichkeiten zur Beeinflussung des Preises durch einen einzelnen Marktteilnehmer
eingeschränkt. Trotz der Unterstützung durch Bundesrätin Widmer-Schlumpf und trotz
der Tatsache, dass sowohl die USA als auch die EU entsprechende Regeln kennen bzw.
schaffen, fand der Antrag keine Mehrheit und wurde mit 103 zu 73 Stimmen verworfen.
Schliesslich gelang es der bürgerlichen Ratsmehrheit auch, die Strafbarkeit von
fahrlässig verübten Delikten in diesem Kontext aufzuheben und Bussenobergrenzen für
verschiedene Delikte zu senken. 
Die kleine Kammer nahm sich in der darauffolgenden Sommersession des
Finanzmarktinfrastrukturgesetzes an. Dabei wurde deutlich, dass sich die
Kantonsvertreter nur teilweise mit den Vorschlägen des Nationalrates anfreunden
konnten. Einig waren sich die beiden Kammern bei der Frage, ob der
Hochfrequenzhandel eingeschränkt werden sollte: Wie bereits der Nationalrat sprach
sich auch der Ständerat gegen derartige Bestimmungen aus. Ebenfalls einverstanden
erklärte sich die kleine Kammer mit dem Vorhaben des Nationalrates, fahrlässig
begangene Delikte in diesem Zusammenhang von einer Bestrafung auszunehmen.
Bezüglich der Meldepflicht von Geschäften zwischen nichtfinanziellen Gegenparteien
stellte sich die kleine Kammer auf den Standpunkt des Bundesrats, wonach auch
Geschäfte solcher Art meldepflichtig sein sollten. Im Gegensatz zum Nationalrat, der die
Schaffung von Positionslimiten abgelehnt hatte, sprach sich der Ständerat für die
Schaffung derselben aus. Nach dem Willen des Ständerates sollte der Bundesrat die
Kompetenz erhalten, zu gegebener Zeit Positionslimiten einzuführen, wobei es der
Finma unterliegen sollte, diese zu fixieren. In der Schlussabstimmung passierte die
Vorlage die kleine Kammer schliesslich einstimmig, womit sie zurück in den Nationalrat
gelangte. 
Die grosse Kammer zeigte sich bezüglich Meldepflicht von Geschäften zwischen
nichtfinanziellen Gegenparteien kompromissbereit: Ein Minderheitsantrag Caroni (fdp,
AR), der die Befreiung von der Meldepflicht nur auf kleine nichtfinanzielle Parteien
beschränken wollte, wurde angenommen. Kein Entgegenkommen signalisierte die
grosse Kammer hingegen bei den Positionslimiten. Der Antrag der Kommission, dem
ständerätlichen Vorschlag zuzustimmen, scheiterte knapp mit 91 zu 95 Stimmen am
Willen des bürgerlichen Lagers. 
Im weiteren Verlauf des Differenzbereinigungsverfahrens gelang es den beiden Räten
schliesslich doch noch, sich auf eine gemeinsame Linie zu einigen, wobei beide
Kammern je einmal von ihrer ursprünglichen Haltung abwichen. Der Nationalrat sprach
sich, wenn auch mit 92 zu 92 Stimmen und mit Stichentscheid des Präsidenten Rossini
(sp, VS) äusserst knapp, für den ständerätlichen Entwurf aus, der dem Bundesrat die
Kompetenzen einräumte, Positionslimiten einführen zu können. Der Ständerat hingegen
machte in der Frage der Befreiung von der Meldepflicht Konzessionen und erklärte sich
schliesslich mit dem Kompromissvorschlag des Nationalrats, wonach nur Geschäfte
zwischen kleinen nichtfinanziellen Gegenparteien nicht meldepflichtig sein sollen,
einverstanden. 
In der Schlussabstimmung wurde das Finanzdienstleistungsgesetz mit 137 zu 54
(Nationalrat) bzw. 43 zu 1 Stimmen gutgeheissen, wobei die SVP die einzige Partei war,
die sich gegen die Vorlage aussprach. Damit machte sie deutlich, dass aus ihrer Sicht zu
viele von der EU vorgegebene Inhalte in das vorliegende Gesetz eingeflossen seien. 38

En juin 2019, l'Union européenne (UE) a mis un terme à l'équivalence de la
réglementation boursière helvétique. Afin de contrecarrer les effets négatifs de cette
décision unilatérale sur la place financière helvétique, le Conseil fédéral a activé la
mesure de protection à l'égard de l'UE. Cette mesure permet aux entreprises
européennes de maintenir leur présence sur les bourses suisses. Même si le Conseil
fédéral maintient sa volonté d'obtenir une reconnaissance illimitée de l'UE concernant
la réglementation boursière helvétique, il propose une modification de la loi sur les
infrastructures des marchés financiers (LIMF) afin d'introduire dans le droit ordinaire
la mesure de protection de la bourse suisse. Cette proposition a été accueillie
positivement par les acteurs de la branche lors de la mise en consultation. 39
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La Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-CE) a offert
un accueil particulièrement chaleureux à la volonté du Conseil fédéral de modifier la
Loi sur l'infrastructure des marchés financiers (LIMF) afin de résoudre, sur le long-
terme, les difficultés liées à la décision de l'Union européenne (UE) de mettre un terme
à l'équivalence boursière entre la Suisse et l'UE. La CER-CE a soutenu unanimement et
sans débat cet objet. 40

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.10.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

In der Wintersession 2022 begrüsste Kommissionssprecher Martin Schmid (fdp, GR)
den Ständerat zur Beratung der Änderung des Finanzmarktinfrastrukturgesetzes
(FinfraG). Die in der WAK-SR unbestrittene Vorlage ziele darauf ab, die Anerkennung
ausländischer Handelsplätze für den Handel mit Beteiligungspapieren von
Gesellschaften mit Sitz in der Schweiz zu regeln und so den Schutz der Schweizer
Börseninfrastruktur nachhaltig zu gewährleisten. Die vorgesehenen Schutzmassnahmen
seien bisher auf dem Verordnungsweg geregelt worden, nachdem die EU der Schweiz
2018 mit dem definitiven Verlust der Börsenanerkennung gedroht hatte, erläuterte
Schmid. Der Bundesrat hatte daraufhin mittels Notrechts in einer Verordnung das
geforderte Recht angewendet und so eine drohende negative Entwicklung für den
Finanzplatz Schweiz verhindert. Die Inhalte dieser Verordnung sollten nun ohne
inhaltliche Änderungen formell ins Gesetz aufgenommen werden, um zu verhindern,
dass diese zeitlich beschränkten Schutzmassnahmen ersatzlos auslaufen. Die Vorlage
sehe zudem die Möglichkeit vor, diese Massnahmen im Falle einer erneuten
Anerkennung der Börsenäquivalenz durch die EU wieder aufzuheben, ergänzte
Finanzminister Ueli Maurer die Ausführungen des Kommissionssprechers.
Stillschweigend trat die kleine Kammer auf das Geschäft ein und stimmte – analog ihrer
Kommission – dem Entwurf des Bundesrats ohne Änderungsanträge einstimmig zu. 41
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Der Nationalrat beriet die Änderung des Finanzmarktinfrastrukturgesetzes (FinfraG) in
der Frühlingssession 2023. Die vorberatende WAK-NR beantragte – wie zuvor bereits
ihre Schwesterkommission – einstimmig die Annahme des Entwurfs.
Kommissionssprecherin Petra Gössi (fdp, SZ) erklärte, diese Massnahme, welche dem
Schutz des Schweizer Börsenplatzes diene, habe sich in der Vergangenheit bewährt und
der Schweiz gar Profite eingebracht. Finanzministerin Karin Keller-Sutter fügte an, dass
sich der Bundesrat weiterhin für eine unbefristete Börsenäquivalenz einsetze. Es sei
zudem denkbar, dass die EU in naher Zukunft ihr Recht so ändern werde, dass diese
Schutzmassnahme obsolet werde; bis dahin bleibe sie für den Schweizer Börsenplatz
allerdings äusserst zentral. Der Entwurf war auch im Plenum des Nationalrats
unbestritten. Die grosse Kammer trat ohne Gegenantrag auf das Geschäft ein und
stimmte dem Beschluss des Ständerats diskussions- und oppositionslos zu. 

Die Schlussabstimmungen konnten somit ebenfalls in der Frühlingssession 2023
stattfinden. Sowohl der Ständerat als auch der Nationalrat stimmten dem gänzlich
unumstrittenen Entwurf jeweils einstimmig zu. 42
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Landwirtschaft

Internationale Landwirtschaftspolitik

Le Conseil fédéral a présenté son message relatif à la loi fédérale sur les denrées
alimentaires et les objets usuels (LDAI) visant à permettre la participation au système
de sécurité des denrées alimentaires et des autres produits de l’UE. Le gouvernement
considère que l’adaptation des prescriptions concernées à celles de l’UE simplifie la
circulation de marchandises et entraîne une baisse du niveau des prix. L’unification de
la législation européenne concernant ce type de produit et la création de l’Autorité
européenne de sécurité des aliments dépasse les procédures prévues en Suisse dans
différents domaines. Ainsi, les régimes d’importations pour les pays tiers étant
particulièrement stricts, le Conseil fédéral estime que la Suisse a tout intérêt à créer un
environnement juridique adéquat. Cette révision vise principalement à reprendre la
terminologie utilisée par l’UE, à introduire l’interdiction de la tromperie pour certains
objets usuels, à ancrer explicitement le principe de précaution, à renoncer aux valeurs
de tolérance pour les microorganismes et pour les substances étrangères et les
composants, à renoncer au principe de liste positive au profit des critères de sécurité
et du respect de l’interdiction de la tromperie, et enfin à inclure les eaux de douche et
de baignade dans le champ d’application de la loi. 43
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Lebensmittel

Les divers scandales (hormones) ou épidémies (listériose, salmonellose) ont accéléré les
travaux préparatoires de la nouvelle loi sur les denrées alimentaires qui duraient déjà
depuis 15 ans. Arrivé enfin à terme, le projet de loi fut adopté le 30 janvier par le
Conseil fédéral pour remplacer l'ancienne législation datant de 1905. Ce texte vise à
contrôler le processus de production de l'aliment depuis sa création jusqu'à sa mise en
vente, son but premier étant d'assurer la protection de la santé en mettant sur le
marché des denrées irréprochables. Cette loi va jusqu'à réglementer l'usage et les
procédés de fabrication d'objets et produits tels que les cosmétiques, les vêtements, la
vaisselle ou tout autre élément pouvant entrer en contact avec le corps et nuire à la
santé. Cependant, la loi admet la fabrication et la vente de denrées nocives tels les
boissons alcooliques et le tabac, mais une disposition donne la possibilité au Conseil
fédéral de prendre des mesures restrictives à l'encontre de la publicité relative à ces
produits. Cette nouvelle loi vise également à permettre une information complète et
détaillée du public, en particulier lors de cas comme l'épidémie de listériose. Conçue
pour concilier les intérêts des consommateurs, des producteurs, des commerçants et
des milieux de protection de la nature, elle semble y parvenir en grande partie puisque
c'est avec une belle unanimité que la commission du Conseil des Etats a décidé de
l'adopter. 44
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Le Conseil fédéral a mis en consultation une révision de l'ordonnance sur les denrées
alimentaires. Ce projet constitue un effort d'adaptation aux normes de la CE.
L'essentiel des nouvelles dispositions concerne la santé, l'hygiène alimentaire et la
protection contre les tromperies sur la marchandise, et vise à une réglementation
uniforme pour toute les denrées. Ce texte absorbe, en conséquence, l'ordonnance sur
le contrôle des viandes. Celles-ci deviennent des aliments comme les autres, dont le
marché est libéralisé. C'est à ce sujet qu'une des modifications de l'ordonnance, par
ailleurs tout à fait bien accueillie, a provoqué une vive émotion au sein de la population;
si ce nouveau texte garantit la protection de certaines espèces, en n'autorisant pas le
commerce de la viande de singe, d'ours blanc ou de reptile, il ne contient par contre
plus l'ancienne disposition qui interdisait expressément la vente de viande de chat ou
de chien. Cela provoqua un tollé général de la part tant des vétérinaires ou des
organisations de protection des animaux que des hôteliers ou des bouchers. 45
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Dans le cadre de la révision de la loi sur les denrées alimentaires, la commission du
Conseil national s'est distancée du projet adopté en 1990 par la petite chambre en deux
points. Premièrement, elle a désiré que le devoir d'information des autorités fédérales
soit étendu et dépasse la simple intervention ponctuelle dans les cas d'événements
mettant en danger la santé publique. Deuxièmement, elle a entendu ne limiter la
publicité pour l'alcool et le tabac que lorsque celle-ci s'adresse à la jeunesse. 46
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Le Conseil national a suivi sa commission dans le cadre de la révision de la loi sur les
denrées alimentaires en habilitant le gouvernement à limiter la publicité pour le tabac
et l'alcool lorsqu'elle s'adresse aux jeunes. Les écologistes et les socialistes voulaient
faire de cette norme une obligation pour le Conseil fédéral, ce que la chambre a refusé.
Par ailleurs, elle n'a pas suivi la minorité de la commission qui voulait étendre aux objets
usuels (cosmétiques, vaisselle ou jouets) les prescriptions contre la tromperie
concernant les denrées alimentaires. Contre l'avis du gouvernement, la grande chambre
a encore introduit une disposition assujettissant à la loi les produits alimentaires
importés afin de ne pas créer de discrimination pour les producteurs suisses. 47
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A ce sujet, le gouvernement a en effet proposé, en tant que contre-projet indirect à ces
deux textes, une modification de la loi sur les denrées alimentaires prévoyant
l'interdiction de certaines formes seulement de publicité . 48
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Dans la procédure d'élimination des divergences, suivant l'avis de sa commission, le
Conseil des États a biffé cette dernière disposition. Il a considéré que la loi sur les
denrées alimentaires n'était pas le lieu pour introduire des mesures protectionnistes
en faveur des paysans suisses et que cela posait des problèmes de compatibilité avec le
processus d'intégration européen ainsi qu'avec les négociations en cours au GATT. La
grande chambre trouva finalement une formule de compromis ne mettant pas en
danger les engagements internationaux de la Suisse, à laquelle se rangea le Conseil des
États. Concernant la publicité sur l'alcool et le tabac, la petite chambre a décidé
d'introduire une disposition transitoire reprenant la proposition du Conseil national.
Celle-ci sera valable jusqu'à ce que de nouvelles prescriptions soient adoptées suite au
débat concernant les initiatives jumelles interdisant la publicité sur l'alcool et le
tabac. 49
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En tout début de l’année sous revue, le Conseil fédéral a présenté son message sur la
«Gen-Lex», jetant dans l’arène publique un débat virulent entre représentants de
l’économie et groupes écologistes et associations de consommateurs. L’avant-projet
«Gen-Lex» avait été mis sur pied, notamment, pour contrer l’initiative populaire
«contre les manipulations génétiques» rejetée en juin 1998 par les cantons et le
peuple. Le texte a fondamentalement ratifié la volonté de l’exécutif de s’engager dans la
voie des organismes génétiquement modifiés (OGM) et de refuser l’idée un moratoire
sur le sujet. Toutefois, il a mis en évidence plusieurs critères supposés ménager la
chèvre et le chou dans un dossier délicat. Dans la balance écologique, il a déposé des
prescriptions de responsabilités civiles plus contraignantes pour le producteur d’OGM:
les actions en réparations pourront s’étendre sur trente ans au lieu de dix, prenant en
considération que les dommages génétiques peuvent se transmettre d’une génération à
l’autre. De plus, les produits traités génétiquement devront être préalablement soumis
à une autorisation d’un comité éthique de douze scientifiques et éthiciens, alors que
l’Office fédéral de l’environnement conservera un droit de veto important. Autres
mesures: les manipulations devront respecter les principes de «dignité de la créature»
prévue par la Constitution, et présenter un avantage pour la communauté dans son
ensemble. 50
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En 2000, le Conseil fédéral avait transmis son projet Gen-Lex permettant une
utilisation nuancée, mais effective, de la recherche génétique dans l’agriculture. Cette
décision avait heurté de front la gauche, les verts et plusieurs associations paysannes.
Ces opposants se sont fermement engagés en faveur d’un moratoire sur les organismes
génétiquement modifiés (OGN). Premier avis parlementaire sur la question, la
commission des Etats, par 8 voix contre 4, a rejeté cette idée. Par contre, elle propose
un certains nombres de mesures restrictives afin de ne pas permettre n’importe quelle
expérimentation sur les dissémination d’OGN et de renforcer l’arsenal juridique civil et
pénal. Le Conseil des Etats a ensuite suivi dans la même proportion les avis de sa
commission: par 24 voix contre 16, la chambre haute a refusé le projet d’un moratoire
sur les OGN appliqués à la culture en plein champ et à but commercial. Avant de
transmettre le dossier au Conseil national, elle a toutefois insisté sur l’importance
d’une législation sévère quant aux risques et aux dérives de l’expérimentation
génétique. 51
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Le Conseil fédéral a mis en consultation, au début du mois de juillet, la révision de la loi
sur les denrées alimentaires. Les modifications proposées visent à permettre à la
Suisse de s'associer à l'avenir aux systèmes européens pour la sécurité des denrées
alimentaires et des produits. Selon le Conseil fédéral, il s'agit là d'une condition
essentielle, afin de garantir la protection de la santé dans un contexte de marché
globalisé. L'adaptation proposée doit contribuer à la fois à faciliter le commerce des
marchandises avec l'UE et à diminuer le niveau des prix en Suisse. 52
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Le Conseil fédéral a approuvé, au mois de novembre, le message concernant la
modification de la loi sur la protection des marques et la révision totale de la loi pour
la protection des armoiries. Le projet législatif, baptisé « Swissness », qui vise à
renforcer la protection de la désignation « Suisse » et de la croix suisse au niveau
national et à faciliter leur mise en œuvre à l’étranger, pose les bases permettant de
préserver durablement la valeur de la « marque Suisse ». Il définit notamment des
règles plus précises dans la loi sur la protection des marques concernant les critères
qu’un produit ou un service doit remplir pour être désigné comme suisse. Le projet
concerne les produits naturels (dont les transformés) et les produits industriels. En ce
qui concerne les produits naturels (comme les plantes ou l’eau minérale), le critère
déterminant la provenance varie en fonction de la nature du produit (par exemple du
lieu de la récolte pour les produits végétaux). Pour les produits naturels transformés
(comme la plupart des denrées alimentaires), 80% au moins du poids des matières
premières qui composent le produit doivent provenir de la Suisse. Les exceptions
prévues permettent d’exclure du calcul en particulier les matières premières qui
n’existent pas en Suisse (le cacao par exemple) ou qui viendraient à manquer
momentanément (par exemple en raison de mauvaises récoltes par suite
d’intempéries). Les motifs purement économiques (en particulier la possibilité
d’acheter des matières premières meilleur marché à l'étranger) ne constituent par
contre pas une raison valable pour invoquer cette exception. 53
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Zwei Jahre nach Publikation der Botschaft eröffnete der Nationalrat im Frühling die
Diskussion über das revidierte Lebensmittelgesetz. Die erklärten Ziele des Bundesrates
bei der Überarbeitung waren ein verbesserter Schutz für die Konsumierenden in der
Schweiz sowie die Anpassung der schweizerischen Gesetzgebung an jene der EU, um
den Handel mit den europäischen Nachbarstaaten zu erleichtern. In der
Eintretensdebatte hatten die Ratsmitglieder über zwei Minderheitsanträge zu
entscheiden: Die Minderheit de Courten (svp, BL) begründete ihren Nichteintretens-
Antrag damit, dass zusätzliche Regulierungen unnötig seien. Der Bundesrat wolle sich
mit dieser Revision einzig den europäischen Bestimmungen unterwerfen und seine
Gesetzgebungs- sowie die gesetzgeberische Handlungskompetenz abtreten. Eine
Minderheit Hess (bdp, BE) hingegen stimmte zwar mit der Exekutive bezüglich des
Revisionsbedarfs überein, befand aber den durch das neue Gesetz entstehenden
administrativen Aufwand für Unternehmen als zu hoch. Sie beantragte daher
Rückweisung mit dem gleichzeitigen Auftrag, zusammen mit den betroffenen Kreisen
eine KMU-freundlichere Vorlage zu erarbeiten. Der Nichteintretens-Antrag wurde in
der Abstimmung einzig von der SVP-Fraktion unterstützt. Nach dessen Scheitern stellte
sie sich geschlossen mit der BDP und je einem Fünftel der CVP- und FDP-Fraktionen
hinter den Rückweisungsantrag. Auch dieser wurde jedoch verworfen: Der Nationalrat
beschloss entsprechend mit deutlichen 113 zu 70 Stimmen Eintreten. Das Anliegen
dieses zweiten Antrags wurde während der Detailberatungen mehrfach wieder
aufgenommen: So sollen künftig Vorschriften des Bundesrats über die Kennzeichnung
von verarbeiteten Speisen auf Menükarten keine „unverhältnismässige administrative
Mehrbelastung“ für die Betriebe zur Folge haben. Ausserdem sollen die Selbstkontrolle
und schriftliche Dokumentation, zu welcher Unternehmen in der Produktion sowie im
Handel von Lebensmitteln oder Gebrauchsgegenständen verpflichtet sind, für
Kleinstbetriebe erleichtert werden. Die Debatten zur Revision des
Lebensmittelgesetzes wurden des Weiteren vom sogenannten “Pferdefleischskandal"
geprägt: Mitte Januar war in Irland in diversen Tiefkühl-Hamburgern Pferdefleisch
entdeckt worden. Der Anteil belief sich auf bis zu 29%, obwohl die Hersteller ihre
Produkte als reines Rindfleisch deklariert hatten. Bald identifizierten Laboratorien auch
in anderen Ländern wie Frankreich, Schweden oder Spanien Fertigprodukte als
pferdefleischhaltig, bis schliesslich Mitte Februar diverse Schweizer Detailhändler
ebenfalls einige ihrer Tiefkühlprodukte aus dem Sortiment entfernen mussten. Es zeigte
sich, dass die immer komplizierter werdenden Herstellungsketten von stark
verarbeiteten Produkten einen Betrug in derart grossem Stil ermöglicht hatten: Im
konkreten Fall einer in England beanstandeten Lasagne etwa war das Fleisch zuerst in
Rumänien geschlachtet, dann über Zwischenhändler in Zypern und Holland nach
Südfrankreich gebracht worden, wo es dann von einem Unternehmen verarbeitet und
an einen französischen Tiefkühllieferanten verkauft worden war. Dieser wiederum hatte
die Lasagne nach England exportiert. Die Stiftung für Konsumentenschutz (SKS) warnte,
dass angesichts derart komplexer Warenströme die Kontrolle von Rohstoffen leicht
umgangen werden könne. Auch der Tierschutz schaltete sich ein: Unter solchen
Umständen werde es unmöglich, die Einhaltung der Tierhaltungsvorschriften zu
überwachen. Tatsächlich hatten viele der geschlachteten Pferde wohl unter
artenwidrigen Bedingungen gelebt, wie Recherchen verschiedener Tageszeitungen
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ergaben. In Reaktion auf diesen Skandal stand in den Räten die Erhöhung des
Strafmasses bei Zuwiderhandeln gegen das Lebensmittelgesetz zur Diskussion: Die
grüne und die SP-Fraktion brachten je Vorschläge dazu ein, man einigte sich jedoch
schliesslich mit deutlichen Mehrheiten auf den moderateren Vorschlag des
Bundesrates. Danach soll fahrlässiges Handeln mit bis zu CHF 20 000, vorsätzliches mit
bis zu CHF 40 000 und gewerbsmässiges oder von Bereicherungsabsicht getriebenes
Handeln mit bis zu CHF 80 000 bestraft werden. Ob fortan nicht nur Produktionsland,
Sachbezeichnung und Zutaten, sondern auch die Herkunft von Rohstoffen beim Verkauf
von Lebensmitteln deklariert werden muss, war ein bis in die Differenzbereinigung
hinein umstrittener Punkt, welcher die Räte auch 2014 noch beschäftigen wird. Eine
grosse Diskussion wurde auch ausgelöst durch die Einführung einer kostenlosen
Bescheinigung für Lebensmittelbetriebe, welche den Anforderungen des Gesetzes
entsprechen: Nach Ansicht des Bundesrates sollte diese im Anschluss an eine Kontrolle
dem Unternehmen zusammen mit dem erstellten Bericht ausgehändigt werden und in
verständlicher Form über den Grad der Übereinstimmung des Betriebs mit den
lebensmittelrechtlichen Bestimmungen informieren. Konsumentinnen und
Konsumenten sollten die Bescheinigung auf Verlangen einsehen können. Der
Nationalrat sprach sich deutlich für jene neue Regelung aus, wenn auch in einer
abgeschwächten Version: Die Kommissionsmehrheit hatte vorgeschlagen, dass die
Bescheinigung nur grundsätzlich zu Übereinstimmung bzw. Nicht-Übereinstimmung
Auskunft geben, nicht aber stärker ins Detail gehen solle. Im Ständerat focht eine
Minderheit Bischofberger (cvp, AI) die Einführung an, weil sie dadurch das Entstehen
einer schwarzen Liste für Gastronomieunternehmen befürchtete. Es sei zudem
möglich, dass die Beamten mit einer derart grossen Anzahl regelmässig zu
kontrollierender Betriebe überfordert sein würden, was sich auf die Qualität der
Kontrollberichte und somit auf die Lebensmittelsicherheit insgesamt negativ auswirken
könnte. Die SVP unterstützte dieses Votum mit dem Hinweis, dass man nicht in die
derzeit bestehende Hoheit der Kantone einzugreifen habe. Diese Argumente
vermochten 24 der 42 anwesenden Ratsmitglieder zu überzeugen. In der zweiten
Lesung folgte die grosse Kammer diesem Entschluss: BDP und SVP bezogen geschlossen
gegen die Konformitätsbescheinigung Stellung; unterstützt wurden sie zudem von
Mehrheiten der CVP- und der FDP-Fraktion. Ende Jahr hatte das Gesetz einmal den
Stände- und zweimal den Nationalrat passiert. 2014 werden die Parlamentarier mehrere
Differenzen zu bereinigen haben: Nebst der oben erwähnten Deklaration von
Rohstoffen konnte man sich bisher z.B. noch nicht darauf einigen, ob der Bundesrat
künftig die Fleischuntersuchung von bei der Jagd erlegten Tieren verordnen darf und
ob er den Marktzugang von kosmetischen Produkten, welche mit Hilfe von
Tierversuchen entstanden sind, zur Einhaltung des Lebensmittelgesetzes einschränken
oder verbieten kann. 54

Im Berichtsjahr wurden die Beratungen zum revidierten Lebensmittelgesetz
abgeschlossen. In der Differenzbereinigung hatten sich die Räte noch mit drei Themen
zu beschäftigen. Die hierbei umstrittenste Frage war, ob bei zum Verkauf angebotenen
Lebensmitteln künftig auch die Herkunft der darin enthaltenen Rohstoffe deklariert
werden soll. Diese Idee hatte Nationalrätin Birrer-Heimo (sp, LU) 2013 in die Diskussion
eingebracht: Die Information über das Herkunftsland der Rohstoffe sei wichtig für
Konsumentinnen und Konsumenten. Sie könnten so Einschätzungen über die
ökologischen, tierschützerischen und sozialen Standards vornehmen, unter welchen ein
Produkt hergestellt worden sei. Überdies würden dadurch die Distanzen ersichtlich, die
ein Lebensmittel im Zuge seiner Produktion durchlaufen habe. Die grosse Kammer war
dieser Argumentation sowohl in der ersten als auch in der zweiten Lesung gefolgt und
hatte den Zusatz mit deutlichen Mehrheiten angenommen. Jeweils einstimmig dahinter
gestellt hatten sich dabei die SP, die Grünen und die Grünliberalen, während sich die
anderen Fraktionen nicht auf eine eindeutige Position einigen konnten. Sowohl der
Bundes- als auch der Ständerat kritisierten jedoch diese Entscheide: Je nach Saison
und Produktionsposten könne die Herkunft eines Rohstoffs variieren, eine
entsprechende Anpassung der Verpackungsbeschriftung wäre für die Unternehmen
daher teuer und kaum praktikabel. Des Weiteren würde der Handel mit anderen
Ländern erschwert, welche nicht denselben Richtlinien folgten. Zudem könnte ein
Betrug, wie ihn Europa im vergangenen Jahr mit dem sogenannten
„Pferdefleischskandal“ erlebt hatte, damit nicht verhindert werden: Dort sei nicht die
fehlende Herkunftsangabe auf den Verpackungen ausschlaggebend gewesen, sondern
der grundsätzliche, kriminelle Antrieb zur falschen Deklaration. Dementsprechend hatte
die kleine Kammer diese Bestimmung in der ersten Lesung mit einer deutlichen
Mehrheit abgelehnt und bekräftigte ihren Entscheid in der Differenzbereinigung im
darauffolgenden März. Dank einem Umdenken in der grünliberalen Fraktion akzeptierte
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der Nationalrat während der Sommersession diesen Beschluss und eliminierte den
Absatz und somit das Anliegen Birrer-Heimo mit 93 zu 88 Stimmen. Eine zweite
Abweichung bereinigte die Volkskammer ebenfalls im Juni, als sie einen von der
ständerätlichen Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit (SGK-SR)
eingefügten Passus guthiess: Demnach soll der Bundesrat künftig „das Inverkehrbringen
kosmetischer Mittel, deren endgültige Zusammensetzung oder deren Bestandteile mit
Tierversuchen getestet worden sind, zur Einhaltung der Bestimmungen [der]
Lebensmittelgesetzgebung, einschränken oder verbieten“ können. Der Vorschlag war
zuerst auf Widerstand gestossen, da man eine solche Forderung eher im Tierschutz- als
im Lebensmittelgesetz verankert sehen wollte. Nachdem die Bundesverwaltung
allerdings mit der Kosmetikindustrie Kontakt aufgenommen und diese sich einer
solchen Verfügung gegenüber aufgeschlossen gezeigt hatte, stand einer Aufnahme in
den revidierten Gesetzestext nichts mehr im Wege. Die letzte Differenz zwischen
national- und ständerätlichem Entwurf fand sich in einem Artikel zur Schlachttier- und
Fleischuntersuchung. In der grossen Kammer hatte man sich im Vorjahr dagegen
gewehrt, dass die Exekutive eine Kontrolle von bei der Jagd erlegten Tieren vorsehen
kann. Ständerat Engler (cvp, GR), welcher in seiner Freizeit selbst gerne auf die Pirsch
geht, unterstützte diese Haltung in der Frühlingssession: Man habe hier eine Lösung zu
einem inexistenten Problem gefunden. Ihm sei nämlich kein einziger Fall bekannt, in
dem jemand durch den Verzehr von einheimischem Wild gesundheitlich zu Schaden
gekommen wäre. Die Einführung einer Untersuchungspflicht übersteige zudem jegliche
Verhältnismässigkeit: Allein im Kanton Graubünden würden im September innert dreier
Wochen jeweils mehr als 8 000 Tiere erlegt, eine entsprechende lückenlose Kontrolle
sei also unmöglich. Ratskolleginnen und -kollegen aus der zuständigen Kommission
widersprachen ihm jedoch: Mit der „kann“-Formulierung strebe man keine
flächendeckende Überprüfung, sondern einen risikobasierten Ansatz an. Nur wenn der
Jäger oder die Jägerin eine verdächtige Veränderung am Wild feststelle, soll eine solche
Untersuchung vorgenommen werden. Bundesrat Berset ergänzte, dass in der heutigen
Jagdausbildung die Kompetenzen zu einer ebensolchen Einschätzung vermittelt würden
– es müsse also nicht zwingend eine externe Autorität herbeigezogen werden, um die
Forderung dieses Artikels zu erfüllen. Auf diese Erläuterungen hin nahmen beide Räte
die Bestimmung mit klaren Mehrheiten an. Nachdem damit alle Differenzen bereinigt
worden waren, schritten die Kammern zur Schlussabstimmung: Im Nationalrat wurde
die Revision mit 140 zu 51 Stimmen bei 7 Enthaltungen verabschiedet. Dagegen gestellt
hatten sich zwei Drittel der Grünen sowie Minderheiten aus allen Fraktionen mit
Ausnahme der Grünliberalen. Im Ständerat fiel das Resultat noch deutlicher aus: Nur
zwei Vertreter der FDP versagten dem Gesetz schliesslich ihre Zustimmung. 55

Da das geltende Recht zur Landesversorgung noch aus dem Jahr 1982 und somit aus
den Zeiten des Kalten Krieges stammte, machte sich der Bundesrat 2014 daran, eine
Revision des Landesversorgungsgesetzes einzuleiten. Unter dem Begriff der
„Landesversorgung” wird im Gesetz die permanente Gewährleistung der Verfügbarkeit
von für Wirtschaft und Gesellschaft essentiellen Gütern und Dienstleistungen
verstanden.
Weil sich die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Umstände in den letzten 30
Jahren sowohl global als auch national stark verändert hatten, ging es darum die
Gesetzesgrundlage an die gegenwärtigen Bedingungen anzupassen. 
Die Grundsätze des bis anhin geltenden Rechts sollten zwar bestehen bleiben, jedoch
sollten die im Gesetz geregelten Instrumente so dynamisiert werden, dass eine
schnellere Reaktion auf Mangellagen aller Art möglich werden würde. Im Entwurf wurde
weiterhin an der Zusammenarbeit zwischen Staat und Wirtschaft festgehalten. Auch die
Pflichtlagerhaltung sollte weiter bestehen bleiben. Diese sieht vor, dass bestimmte Teile
der Privatwirtschaft verpflichtet werden, vom Staat festgelegte Mengen an Gütern für
Notlagen auf Lager zu halten, um diese im Notfall strukturiert abgeben zu können. Aus
der Vernehmlassung resultierte aber der Wunsch nach einer leichten Anpassung der
Finanzierung der Pflichtlagerhaltung, welche in den Entwurf des Bundesrates
aufgenommen wurde. Weiterhin soll die Pflichtlagerhaltung über sogenannte
Garantiefonds aus privaten Mitteln gedeckt werden. Neu aber solle die Gesetzgebung
zulassen, dass der Bund Lagerkosten übernehmen kann, falls die Mittel aus den Fonds in
Einzelfällen nicht ausreichen.
Während die alte Gesetzgebung eine Unterscheidung zwischen sogenannten schweren
Mangellagen und der wirtschaftlichen Landesverteidigung vornahm, wurde im
überarbeiteten Entwurf diese Kategorisierung weggelassen. Die Ursache der Notlage sei
für die Organisation der Notversorgung hinfällig, so die Argumentation. Als Hauptziel
der vorgeschlagenen Gesetzesänderung nannte der Bundesrat in seiner Botschaft eine
Modernisierung der Rechtslage, welche ein rascheres, gezielteres und flexibleres
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Reagieren auf drohende und bereits vorhandene schwere Mangellagen ermöglicht, um
die Schweizer Bevölkerung und deren Wirtschaft auch im Ernstfall versorgen zu
können. 56

Der Ständerat bekam als Erstrat die Gelegenheit, zur Revision des
Landesversorgungsgesetzes Stellung zu nehmen. Grossmehrheitlich wurden sowohl das
Bestreben der Revision als auch der Entwurf des Bundesrates unterstützt.
Abweichungen gab es nur in wenigen Punkten. Während die meisten Anpassungen den
Gesetzesentwurf vor allem in gewissen Punkten präzisierten, wurde auch über ein paar
inhaltliche Punkte diskutiert.
Ein Vorschlag einer Kommissionsminderheit forderte beispielsweise, dass Importe aus
den am wenigsten fortgeschrittenen Entwicklungsländern der Welt (LDC) von der
Beteiligung an den Garantiefonds befreit werden sollen. Dies wurde knapp abgelehnt,
vermutlich auch weil der Bundesrat versicherte, dass es dazu schon spezielle
Vereinbarungen gebe.
Angenommen hat der Ständerat einen Antrag, welcher klar festhält, dass bei Fragen der
Landesversorgung der Bundesrat für die Koordination der Departemente zuständig ist
und das Eidgenössische Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF) die
Federführung erhält. Dies soll dabei helfen, in einer Krisensituation effizient agieren zu
können. Da bei Fragen der wirtschaftlichen Landesversorgung schnell viele
verschiedene Departemente betroffen sind, ermöglicht diese Präzisierung eine schnelle
und klare Aufgabenzuweisung. Nach der Behandlung aller Anträge und einstimmiger
Annahme des Entwurfes in der Gesamtabstimmung wurde die Revision an den
Nationalrat weitergegeben. 57
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Für ausgiebige Diskussionen zur Revision des Landesversorgungsgesetzes sorgte im
Nationalrat ein Antrag der Kommissionsmehrheit. Dieser forderte, dass im Gesetz
festgehalten werde, dass es nicht zulässig ist, auf inländische Nahrungs- und
Futtermittel sowie Saat- und Pflanzgut Garantiefondbeiträge zu erheben. Somit soll bei
den Abgaben für den Garantiefonds eine Ausnahme für die Landwirtschaft geschaffen
werden. Begründet wurde der Antrag damit, dass die hiesige Landwirtschaft nicht mit
zusätzlichen Steuern belastet werden solle. Für diese Ausnahme zu Gunsten der
Landwirtschaft sprachen sich die Fraktionen der Grünen, der SVP sowie eine Mehrheit
der CVP aus. Dagegen argumentierten der Bundesrat, die Fraktionen der SP, der FDP
und der Grünliberalen, dass es unfair und nicht zielführend sei, hier für einzelne
Branchen eine Ausnahmeregelung zu schaffen. Die Unterstützer der Landwirtschaft
setzten sich bei der Abstimmung durch und der Antrag wurde mit 115 zu 78 Stimmen bei
keiner Enthaltung deutlich angenommen.
Eine ähnliche Diskussion stellte sich auch beim Artikel, welcher die Versorgung mit Holz
regeln soll. Der Entwurf des Bundesrates sah vor, dass der Bundesrat zur
Gewährleistung der Landesversorgung eine vermehrte Nutzung der Wälder anordnen
kann. Um diese Kosten zu decken, soll es der Forstwirtschaftsbranche ermöglicht
werden, einen Ausgleichsfond zu schaffen. Mit dieser Regelung waren einige
Kommissionsmitglieder nicht einverstanden und stellten zwei Minderheitsanträge. Der
Erste sah vor, dass die Kosten, welche durch die vom Bund angeordnete zusätzliche
Nutzung entstehen und nicht durch den Erlös gedeckt werden, vom Bund übernommen
werden müssen. Der zweite Vorschlag forderte, die Absätze zur Beteiligung der
Forstwirtschaft komplett zu streichen und somit die Forstwirtschaft – ähnlich wie zuvor
die Landwirtschaft – von der finanziellen Beteiligung an der wirtschaftlichen
Landesversorgung loszusprechen. Der zweite Minderheitsantrag wurde vom Nationalrat
bestätigt. Mit diesen Anpassungen ging der Entwurf wieder zurück an den Ständerat ins
Differenzbereinigungsverfahren. 58
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Nachdem der Ständerat in der ersten Sitzung des Differenzbereinigungsverfahrens
ohne lange Diskussion entschieden hatte, an seinem ersten Beschluss festzuhalten, kam
die Revision des Landesversorgungsgesetzes wieder zurück in den Nationalrat. In der
zweiten Besprechung ging der Nationalrat einen Kompromiss ein und liess von der
Bevorzugung der Holzwirtschaft ab. Dies wurde möglich, weil die geschlossene
Grünliberale Fraktion sowie ein grosser Teil der Freisinnigen Fraktion den Kurs
wechselten und in der zweiten Abstimmung dafür einstanden, dem Ständerat zu folgen.
So wurde im Gesetz festgehalten, dass die Holzbranche die Möglichkeit erhält, die
Kosten, die durch eine potentielle Mehrnutzung im Krisenfall entstehen könnten, durch
einen Ausgleichsfond zu decken. Falls ein solcher Ausgleichsfond geschaffen wird, kann
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der Bundesrat Forstwirtschaftsbetriebe, die sich nicht am Fonds beteiligen, dazu
verpflichten, Beiträge zu leisten. Weiterhin hielt der Nationalrat aber an seinem
Standpunkt fest, auf einheimische landwirtschaftliche Produkte keine
Garantiefondsbeiträge zu erheben.
Mit dieser letzten Differenz gelangte der Entwurf dann wieder in den Ständerat.
Kommissionspräsident Isidor Baumann (cvp, UR) erläuterte, dass die Kommission die
Differenz nochmals beraten habe und ihr dabei zusätzlich eine Berechnung des
Schweizerischen Bauernverbandes sowie eine Stellungnahme des WBF bzw. BWL zur
Verfügung standen. Unter Berücksichtigung dieser Zahlen sowie von weiteren, bereits
im Nationalrat hervorgebrachten Argumenten kam die Mehrheit der Kommission zum
Schluss, dass es Sinn mache, dem Vorschlag des Nationalrates zu folgen. Nachdem
Bundesrat Schneider-Ammann nochmals dazu aufgefordert hatte, beim Entwurf des
Bundesrates zu bleiben und keine Branche zu bevorzugen, kam es zur Abstimmung. Mit
23 zu 17 Stimmen entschied die Mehrheit der Ständeratsmitglieder, dem Nationalrat zu
folgen und damit die letzte Differenz zu begleichen. Somit stand also fest, dass auf
inländische Nahrungs- und Futtermittel sowie Saat- und Pflanzgut keine
Garantiefondsbeiträge erhoben werden.
In der Schlussabstimmung wurde das Bundesgesetz über die wirtschaftliche
Landesversorgung von beiden Räten ohne weitere Diskussion angenommen. Die
Verhandlung über das neue Landesversorgungsgesetz erregte kaum mediale
Aufmerksamkeit. Die Referendumsfrist verstrich ungenutzt und die Gesetzesrevision
trat am 01. Juni 2017 in Kraft. 59
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